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G e s e t z
zum Niedersächsischen Sportfördergesetz

 und zur Änderung des 
Niedersächsischen Glücksspielgesetzes

Vom 7. Dezember 2012

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Niedersächsisches Sportfördergesetz 
(NSportFG)

§ 1

Ziel der Sportförderung, Zusammenarbeit

(1) Die Förderung nach diesem Gesetz soll den Einwohne-
rinnen und Einwohnern des Landes Niedersachsen die Mög-
lichkeit verschaffen, sich unabhängig von Herkunft, Alter und
Geschlecht nach ihren Neigungen und Fähigkeiten sportlich
zu betätigen. 

(2) Das Land wirkt auf eine nachhaltige Förderung des Breiten-
und des Leistungssports hin und arbeitet dabei mit dem Landes-
sportbund Niedersachsen e. V. (Landessportbund) und den in
ihm zusammengeschlossenen Sportorganisationen (Sportver-
bände, Sportvereine und andere gemeinnützige Sportorgani-
sationen) zusammen. 

§ 2

Zwecke der Sportförderung

Die Sportförderung soll insbesondere dazu beitragen,

1. die Angebote sportlicher Betätigung zu verstärken und zu
erweitern, 

2. die Entwicklung von Inhalten, Formen und Methoden sport-
licher Betätigung zu unterstützen, 

3. die Voraussetzungen für eine freie und eigenverantwortliche
Tätigkeit des Landessportbundes und der in ihm zusammen-
geschlossenen Sportorganisationen (§ 1 Abs. 2) zu sichern,

4. das Ehrenamt im Sport und die Bereitschaft, sich bürger-
schaftlich im Sport einzusetzen, zu stärken,

5. den Breiten- und Leistungssport zu unterstützen und zu
stärken, 

6. Menschen mit und ohne Behinderungen und Menschen mit
und ohne Migrationshintergrund die gemeinsame Sport-
ausübung zu ermöglichen und diese zu unterstützen sowie
sozial benachteiligten Menschen die Sportausübung zu er-
möglichen und diese zu unterstützen.

§ 3

Finanzhilfe an den Landessportbund

(1) Das Land gewährt dem Landessportbund jährlich eine
Finanzhilfe in Höhe von 31,5 Mio. Euro.

(2) Soweit die dem Land in einem Kalenderjahr zufließenden
Einnahmen aus den Glücksspielabgaben nach § 13 des Nieder-
sächsischen Glücksspielgesetzes den Betrag von 146,3 Millio-
nen Euro übersteigen, erhält davon der Landessportbund einen
Anteil von 25 vom Hundert als Finanzhilfe.

(3) 1Die Finanzhilfe nach Absatz 1 ist in vier gleich hohen
Teilbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und
15. November zu zahlen. 2Die Finanzhilfe nach Absatz 2 wird
jeweils im Dezember des nach Absatz 2 maßgeblichen Kalen-
derjahres gezahlt.

(4) Dem Landessportbund können neben der Finanzhilfe
auch Zuwendungen aufgrund haushaltsrechtlicher Vorschrif-
ten gewährt werden; dies gilt auch, wenn damit dieselben
Zwecke erfüllt werden sollen wie mit der Finanzhilfe.

§ 4

Verwendung der Finanzhilfe durch den 
Landessportbund

(1) 1Der Landessportbund hat die ihm zustehende Finanz-
hilfe zur Förderung des Sports in anerkannten niedersächsi-
schen Sportorganisationen (§ 1 Abs. 2) zu verwenden. 2Er hat zu
diesem Zweck an die in Satz 1 genannten Sportorganisationen
Mittel zur Wahrnehmung förderungswürdiger Aufgaben zu
vergeben. 3Einen Teil der Finanzhilfe kann der Landessport-
bund auch für eigene Maßnahmen zur Förderung des Sports
verwenden oder von seinen Untergliederungen, den Sport-
bünden, für solche Maßnahmen verwenden lassen. 4Die Fi-
nanzhilfe soll die Arbeit der anerkannten niedersächsischen
Sportorganisationen sichern und sie in die Lage versetzen, ein
flächendeckendes Sportangebot zu sozialverträglichen Bedin-
gungen zu gewährleisten, welches den unterschiedlichen Nei-
gungen und Fähigkeiten der Sport Treibenden entspricht.

(2) 1Sportorganisationen nach Absatz 1 Satz 1 können vom
Landessportbund anerkannt werden, wenn ihr Hauptzweck
darin besteht, eine oder mehrere Sportarten zu pflegen oder
zu fördern. 2Vor der Anerkennung von Sportverbänden ist das
Benehmen mit dem für Sport zuständigen Ministerium herzu-
stellen.

(3) 1Förderungswürdige Aufgaben sind insbesondere 

1. der Sportstättenbau sowie die Sportentwicklungsplanung,

2. der Bau und Betrieb von Sportschulen, Lehr- und Ausbil-
dungsstätten sowie Leistungszentren,

3. der Trainings- und Übungsbetrieb in den Sportvereinen
und den anderen gemeinnützigen Sportorganisationen,

4. die Förderung des Leistungssports,

5. die Aus-, Fort- und Weiterbildung,

6. die Durchführung von Sportfachtagungen,

7. die Durchführung von Sportveranstaltungen,

8. die sportliche Jugendarbeit, 

9. bewegungs-, spiel- und gesundheitsfördernde Maßnahmen
in Kindertagesstätten und im außerunterrichtlichen Schul-
sport,

10. die sportmedizinische Beratung und Betreuung,

11. die Sportversicherung,

12. die Durchführung von Sportvorhaben im Rahmen der in-
ternationalen Zusammenarbeit insbesondere mit den Part-
nerregionen des Landes,

13. die Förderung der Bereitschaft, sich ehrenamtlich oder
bürgerschaftlich im Sport einzusetzen,

14. Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit des Landessportbun-
des und der Sportverbände sowie Dienstleistungen, die der
Landessportbund und die Sportverbände zur Beratung
ihrer Mitgliedsvereine für diese erbringen, 

15. die Förderung von Sportentwicklungsprozessen und Sport-
entwicklungsmaßnahmen im Sinne des § 2 Nr. 2 sowie

16. Maßnahmen zur Erreichung der Zwecke gemäß § 2 Nr. 6.
2Als Förderung der sportlichen Jugendarbeit (Satz 1 Nr. 8) gel-
ten auch die Förderung für Jugendbildungsreferentinnen und
Jugendbildungsreferenten sowie Zuschüsse zu den Aufwen-
dungen für den notwendigen Personal- und Sachbedarf (Ver-



Nds. GVBl. Nr. 31/2012, ausgegeben am 13. 12. 2012

545

waltungskosten) der Sportjugend Niedersachsen (§§ 6 und 7 des
Jugendförderungsgesetzes in der Fassung vom 15. Juli 1981,
Nds. GVBl. S. 199, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 25. November 2007, Nds. GVBl. S. 661).

(4) Der Landessportbund hat bei der Vergabe der Mittel an
anerkannte Sportorganisationen nach Absatz 1 Satz 1 insbeson-
dere die Mitgliedszahlen, die Vielfalt und die soziale Bedeutung
des sportlichen Angebots sowie den Umfang der Tätigkeit zu
berücksichtigen.

(5) 1Die Finanzhilfe ist wirtschaftlich und sparsam zu verwen-
den. 2Der Landessportbund und die in ihm zusammengeschlos-
senen Sportbünde sowie die anerkannten Sportorganisationen
nach Absatz 1 Satz 1, die Finanzhilfe erhalten, dürfen ihre Be-
schäftigten bei der Vergütung und bei der Gewährung geldwer-
ter Leistungen nicht besser stellen als vergleichbare Beschäftigte
des Landes (Besserstellungsverbot); dies gilt nicht für Beschäf-
tigte, die nicht aus Finanzhilfemitteln bezahlt werden.

(6) Der Landessportbund legt dem für Sport zuständigen
Ministerium für jedes Kalenderjahr einen Plan über die beab-
sichtigte Vergabe der Mittel und nach Ablauf des Jahres einen
geprüften Jahresabschluss vor.

(7) 1Das für Sport zuständige Ministerium kann durch Leis-
tungsbescheid die Finanzhilfe vom Landessportbund auch zu-
rückfordern, soweit dieser die Finanzhilfe zweckwidrig verwen-
det hat oder soweit die Mittel von den Empfängern zweckwidrig
verwendet worden sind. 2Es soll die Finanzhilfe vom Landes-
sportbund zurückfordern, soweit die gemäß § 5 Nr. 4 durch
Verordnung festgelegten Mindestanteile unterschritten werden.

(8) Der Landessportbund hat bei den durch die Finanzhilfe
geförderten eigenen Vorhaben und Maßnahmen sowie bei der
Weitergabe der Finanzhilfe auf die Herkunft der Mittel hinzu-
weisen und darauf hinzuwirken, dass von den Empfängern
bei der Durchführung geförderter Baumaßnahmen oder bei
der Durchführung geförderter Großveranstaltungen jeweils in
geeigneter Weise auf die Herkunft der Mittel hingewiesen
wird.

§ 5

Verordnungsermächtigung

Das für Sport zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch
Verordnung näher zu regeln

1. die Voraussetzungen und das Verfahren der Anerkennung
von Sportorganisationen (§ 1 Abs. 2) nach § 4 Abs. 2,

2. die Beteiligung des Landes bei der Förderung von Sport-
veranstaltungen und beim Bau von Sportanlagen sowie von
Sportschulen, Lehr- und Ausbildungsstätten sowie Leis-
tungszentren,

3. das Verfahren für die jährliche Planung der Mittelvergabe,

4. Mindestanteile der Finanzhilfe, die zur Förderung einzel-
ner der in § 4 Abs. 3 genannten Aufgaben zu verwenden
sind, sowie Höchstanteile der Finanzhilfe, die zur Förderung
der Sportentwicklungsplanung (§ 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1)
und der in § 4 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 14 und 15 genannten
Aufgaben verwendet werden dürfen,

5. einen Höchstanteil der Finanzhilfe für den Verwaltungs-
aufwand,

6. die Form der Hinweise nach § 4 Abs. 8,

7. den Nachweis und die Prüfung der zweckentsprechenden
Verwendung der Finanzhilfe sowie der aus dieser an aner-
kannte Sportorganisationen (§ 1 Abs. 2) sowie an die Sport-
jugend Niedersachsen vergebenen Mittel,

8. die Beteiligung des Landes bei dem Erlass verbandseigener
Sportförderrichtlinien und bei dem Abschluss von Verein-
barungen des Landessportbundes mit niedersächsischen
Sportverbänden, die die Vergabe der Finanzhilfemittel an
die anerkannten niedersächsischen Sportorganisationen (§ 1
Abs. 2) regeln, und

9. die Vergabe der Mittel für Zwecke der außersportlichen Ju-
gendarbeit der Sportjugend Niedersachsen in Anlehnung
an die dafür bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Grund-
sätze des Jugendförderungsgesetzes.

§ 6

Prüfung durch den Landesrechnungshof

1Der Landesrechnungshof kann die Verwendung der Fi-
nanzhilfe beim Landessportbund prüfen. 2Hat dieser die Mit-
tel an Dritte weitergeleitet, so kann der Landesrechnungshof
auch bei diesen prüfen; § 91 Abs. 2 der Niedersächsischen
Landeshaushaltsordnung gilt entsprechend. 3Die Dritten sind
vom Landessportbund auf das Prüfungsrecht des Landesrech-
nungshofs hinzuweisen. 

§ 7

Evaluierung

1Nach Ablauf von fünf Jahren seit Inkrafttreten dieses Ge-
setzes überprüft die Landesregierung seine Anwendung und
Auswirkungen. 2Sie berichtet über das Ergebnis dem Landtag.

§ 8

Übergangsregelung

Soweit die nach § 5 vorgesehenen Verordnungsregelungen
bis zum 31. Dezember 2012 nicht erlassen sind, gelten bis zu
deren Erlass die jeweiligen bisherigen Vorschriften fort.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Glücksspielgesetzes 

Das Niedersächsische Glücksspielgesetz vom 17. Dezember
2007 (Nds. GVBl. S. 756), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 21. Juni 2012 (Nds. GVBl. S. 190), wird wie
folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 14 Abs. 2 Satz 1
Nr. 10“ durch die Angabe „§ 14 Abs. 2 Nr. 8 und Abs. 4 Nr. 8“
ersetzt.

2. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz und wie folgt
geändert:

aaa) Die Nummern 1 und 6 werden gestrichen.

bbb) Die bisherigen Nummern 2 bis 5 werden
Nummern 1 bis 4 und die bisherigen Num-
mern 7 bis 10 werden Nummern 5 bis 8.

ccc) In der neuen Nummer 5 Buchst. a und b wird
jeweils die Angabe „§ 20 Abs. 2, 4 und 5“
durch die Angabe „§ 20 Abs. 1, 3 und 4“ er-
setzt.

ddd) In der neuen Nummer 6 Buchst. a und b
wird jeweils die Angabe „§ 20 Abs. 3 bis 5“
durch die Angabe „§ 20 Abs. 2 bis 4“ ersetzt.

eee) In der neuen Nummer 7 wird das Wort „und“
durch ein Komma ersetzt.

fff) In der neuen Nummer 8 werden die Angabe
„§ 20 Abs. 4 und 5“ durch die Angabe „§ 20
Abs. 3 und 4“ und am Ende der Punkt durch
das Wort „und“ ersetzt.

ggg) Es wird die folgende neue Nummer 9 ange-
fügt:

„9. 1 500 000 Euro der Verbraucherzentrale
Niedersachsen e. V. nach Maßgabe des
§ 15.“

bb) Die Sätze 2 bis 5 werden gestrichen.
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b) In Absatz 3 Nr. 1 wird die Zahl „3 363 750“ durch die
Zahl „3 313 750“ ersetzt.

c) Es werden die folgenden neuen Absätze 4 bis 7 einge-
fügt:

„(4) Soweit die dem Land in einem Kalenderjahr zu-
fließenden Einnahmen aus den Glücksspielabgaben
nach § 13 den Betrag von 146,3 Millionen Euro über-
steigen, fließt diese Mehreinnahme mit den jeweiligen
Maßgaben des Absatzes 2 als Finanzhilfe jeweils mit ei-
nem Anteil von

1. 18,63 vom Hundert an die Spitzenverbände, die in
der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege zusammengeschlossen sind,

2. 1,63 vom Hundert an die nordmedia Fonds GmbH,

3. 1,02 vom Hundert an den Landesverband nieder-
sächsischer Musikschulen e. V.,

4. 0,11 vom Hundert an den Landesmusikrat Nieder-
sachsen e. V.,

5. 3,68 vom Hundert an die Stiftung Niedersachsen,

6. 4,14 vom Hundert an die Niedersächsische Bingo-
stiftung für Umwelt und Entwicklungszusammen-
arbeit,

7. 0,15 vom Hundert an die Stiftung „Kinder von
Tschernobyl“,

8. 0,74 vom Hundert an die Niedersächsische Landes-
stelle für Suchtfragen — Landesfacharbeitsgemein-
schaft der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege in Niedersachsen e. V.,

9. 1,36 vom Hundert an die Verbraucherzentrale Nie-
dersachsen e. V.

(5) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 7 und des Absat-
zes 4 Nr. 7 dient die Finanzhilfe der Erfüllung der sat-
zungsmäßigen Aufgaben der Empfänger.

(6) 1Die Finanzhilfe nach Absatz 2 Nrn. 1, 2 und 5
Buchst. a, Nr. 6 Buchst. a und Nrn. 7 bis 9 ist in vier
gleich hohen Teilbeträgen jeweils am 15. Februar,
15. Mai, 15. August und 15. November zu zahlen. 2Die
Finanzhilfe nach Absatz 2 Nr. 5 Buchst. b und Nr. 6
Buchst. b sowie die zusätzliche Finanzhilfe nach Ab-
satz 4 werden jeweils im Dezember gezahlt. 

(7) Den Empfängern der Finanzhilfe können neben
der Finanzhilfe auch Zuwendungen aufgrund haushalts-
rechtlicher Vorschriften gewährt werden; dies gilt auch,
wenn damit dieselben Zwecke erfüllt werden sollen
wie mit der Finanzhilfe.“

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 8.

3. § 15 erhält folgende Fassung:

„§ 15

Förderung der 
Verbraucherzentrale Niedersachsen

(1) 1Die Verbraucherzentrale Niedersachsen e. V. hat die
nach § 14 Abs. 2 Nr. 9 und Abs. 4 Nr. 9 gewährte Finanz-
hilfe für die Förderung des Verbraucherschutzes in Nie-
dersachsen zu verwenden. 2Die Finanzhilfe darf nur
gewährt werden, wenn zwischen der Verbraucherzentrale
Niedersachsen e. V. und dem für Wirtschaft zuständigen
Ministerium eine Vereinbarung besteht, die mindestens
Regelungen über folgende Gegenstände enthält:

1. das Verfahren und die Grundsätze für die jährliche Mit-
telvergabe einschließlich der Verpflichtung zur Vorlage

von jährlichen Wirtschaftsplänen und Jahresabschlüs-
sen,

2. die nähere Bestimmung der verbraucherschutzbezoge-
nen Aufgaben und der Aufgaben der Verbraucherzen-
trale Niedersachsen e. V., 

3. einen Höchstanteil der Finanzhilfe für den Verwaltungs-
aufwand und

4. den Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung
der Finanzhilfe und der aus dieser an Dritte vergebenen
Mittel durch die Verbraucherzentrale Niedersachen
e. V. sowie die Prüfung der Mittelverwendung bei der
Verbraucherzentrale und den Dritten.

(2) Das Land kann durch Leistungsbescheid die Finanz-
hilfe von der Verbraucherzentrale Niedersachsen e. V. zu-
rückfordern, soweit 

1. diese die Finanzhilfe oder

2. Dritte die an sie aus der Finanzhilfe vergebenen Mittel

zweckwidrig verwendet haben.

(3) Das für Wirtschaft zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, im Benehmen mit dem für Verbraucherschutz
zuständigen Ministerium statt der in Absatz 1 vorgesehe-
nen Vereinbarung eine Regelung der dort genannten Ge-
genstände durch Verordnung zu treffen.“

4. In § 16 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 14 Abs. 2 Satz 1
Nr. 2“ durch die Angabe „§ 14 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 4 Nr. 1“
ersetzt.

5. In § 17 Abs. 1 wird die Angabe „§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3“
durch die Angabe „§ 14 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4 Nr. 2“ er-
setzt.

6. In § 18 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 14 Abs. 2 Satz 1
Nr. 4“ durch die Angabe „§ 14 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 4 Nr. 3“
ersetzt.

7. In § 19 Abs. 1 wird die Angabe „§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5“
durch die Angabe „§ 14 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4 Nr. 4“ er-
setzt.

8. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Sonstige Finanzhilfen“.

b) Absatz 1 wird gestrichen.

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden Absätze 1 bis 4.

d) Im neuen Absatz 1 wird die Angabe „§ 14 Abs. 2 Satz 1
Nr. 7 Buchst. a und b“ durch die Angabe „§ 14 Abs. 2
Nr. 5 Buchst. a und b und Abs. 4 Nr. 5“ ersetzt.

e) Der neue Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8
Buchst. a und b“ durch die Angabe „§ 14 Abs. 2
Nr. 6 Buchst. a und b und Abs. 4 Nr. 6“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „des zur Verfügung ste-
henden Betrages“ durch die Worte „des nach Satz 1
zur Verfügung stehenden Gesamtbetrages“ ersetzt.

f) Im neuen Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 14 Abs. 2
Satz 1 Nrn. 6 bis 10“ durch die Angabe „§ 14 Abs. 2
Nrn. 5 bis 8“ ersetzt.

g) Im neuen Absatz 4 werden die Angabe „§ 14 Abs. 2
Satz 1 Nrn. 6 bis 10“ durch die Angabe „§ 14 Abs. 2
Nrn. 5 bis 8“ und das Wort „Stiftungen“ durch das Wort
„Finanzhilfeempfänger“ ersetzt.
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Artikel 3

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 2Abweichend
von Satz 1 tritt Artikel 1 § 5 am Tag nach der Verkündung die-
ses Gesetzes in Kraft.

Hannover, den 7. Dezember 2012 

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Katastrophenschutzgesetzes und zur Änderung des 
Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes*)

Vom 7. Dezember 2012

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen 
Katastrophenschutzgesetzes

Das Niedersächsische Katastrophenschutzgesetz in der Fas-
sung vom 14. Februar 2002 (Nds. GVBl. S. 73), zuletzt geän-
dert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 25. März 2009 (Nds.
GVBl. S. 72), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Der Katastrophenschutz obliegt als Aufgabe
des übertragenen Wirkungskreises den Landkreisen
und kreisfreien Städten sowie den Städten Cuxhaven
und Hildesheim (Katastrophenschutzbehörden). 2Die
Zuständigkeit der großen selbständigen Städte im Übri-
gen und der selbständigen Gemeinden wird ausgeschlos-
sen (§ 17 Satz 1 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes).“

b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.

2. § 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Der Katastrophenschutzplan soll die nach den §§ 10 a
und 10 b zu erstellenden externen Notfallpläne und für
andere besondere Gefahrenlagen weitere Sonderpläne ent-
halten.“

3. § 10 a wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Externe Notfallpläne für Betriebe mit 
gefährlichen Stoffen“.

b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Klammerzusatz
„(ABl. EG 1997 Nr. L 10 S. 13)“ ein Komma und die
Worte „zuletzt geändert durch Richtlinie 2012/18/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli
2012 (ABl. EU Nr. L 197 S. 1),“ sowie nach dem Wort
„Fassung“ das Wort „externe“ eingefügt und der Klam-
merzusatz „(externe Notfallpläne)“ gestrichen.

c) Dem Absatz 5 werden die folgenden Sätze 6 und 7 an-
gefügt: 

„6Die Entwürfe der nach Satz 1 aktualisierten exter-
nen Notfallpläne sind öffentlich auszulegen; Absatz 4
gilt entsprechend. 7Werden die Grundzüge des exter-
nen Notfallplans durch die Aktualisierung nicht be-
rührt oder sind die Änderungen und Ergänzungen von
geringer Bedeutung, so kann von einer öffentlichen
Auslegung abgesehen werden.“

*) Artikel 1 Nr. 3 Buchst. c dieses Gesetzes dient der Umsetzung der
Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherr-
schung der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stof-
fen (ABl. EG 1997 Nr. L 10 S. 13), zuletzt geändert durch Richtlinie
2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli
2012 (ABl. EU Nr. L 197 S. 1).

Artikel 1 Nr. 4 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie
2006/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März
2006 über die Bewirtschaftung von Abfällen aus der mineralgewin-
nenden Industrie und zur Änderung der Richtlinie 2004/35/EG (ABl.
EU Nr. L 102 S. 15), geändert durch Verordnung (EG) Nr. 596/2009
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009
(ABl. EU Nr. L 188 S. 14).

4. Nach § 10 a wird der folgende § 10 b eingefügt:

„§ 10 b

Externe Notfallpläne für 
Abfallentsorgungseinrichtungen

(1) 1Die Katastrophenschutzbehörde hat für Abfallent-
sorgungseinrichtungen der Kategorie A gemäß Anhang III
der Richtlinie 2006/21/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 15. März 2006 über die Bewirtschaftung
von Abfällen aus der mineralgewinnenden Industrie und
zur Änderung der Richtlinie 2004/35/EG (ABl. EU Nr. L 102
S. 15), geändert durch Verordnung (EG) Nr. 526/2009 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009
(ABl. EU Nr. L 188 S. 14), in der jeweils geltenden Fas-
sung, externe Notfallpläne zur Durchführung von Katas-
trophenschutzmaßnahmen außerhalb dieser Einrichtungen
zu erstellen. 2Satz 1 gilt nicht für Abfallentsorgungseinrich-
tungen, für die gemäß § 10 a Abs. 1 Satz 1 ein externer
Notfallplan zu erstellen ist.

(2) Mit den externen Notfallplänen werden folgende
Ziele verfolgt:

1. die Begrenzung und Beherrschung der Gefahren bei
schweren Unfällen und anderen Vorfällen mit dem Ziel,
deren Auswirkungen zu minimieren und insbesondere
Schäden für die menschliche Gesundheit und die Um-
welt einzuschränken;

2. die Durchführung der Maßnahmen, die für den Schutz
der menschlichen Gesundheit und der Umwelt vor den
Folgen schwerer Unfälle und sonstiger Vorfälle erfor-
derlich sind, sicherzustellen; 

3. die Unterrichtung der Öffentlichkeit und der relevanten
Stellen und Behörden im gebotenen Umfang;

4. die Sicherstellung der Sanierung, Wiederherstellung
und Säuberung der Umwelt nach einem schweren Un-
fall.

(3) Die externen Notfallpläne müssen Angaben über die
im Notfall im Umkreis des Standorts der Einrichtung zu
ergreifenden Maßnahmen enthalten.

(4) § 10 a Abs. 1 Satz 4, Abs. 4 und 5 Sätze 1, 2 und 4
bis 7 sowie Abs. 6 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden.“

5. § 14 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Dieser Feststellung bedarf es nicht, wenn die Eignung
bereits nach § 26 Abs. 1 Satz 2 des Zivilschutz- und Katas-
trophenhilfegesetzes vom 25. März 1997 (BGBl. I S. 726),
zuletzt geändert durch Artikel 2 Nr. 1 des Gesetzes vom
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2350), gegeben ist.“

6. In § 15 Abs. 1 werden nach dem Wort „Versorgungs-
dienst“ ein Komma und das Wort „Wasserrettungsdienst“
eingefügt. 

7. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Es werden die folgenden Absätze 3 bis 6 eingefügt:

„(3) 1Aus der ehrenamtlichen Tätigkeit im Katastro-
phenschutz dürfen den Helferinnen und Helfern keine
Nachteile in ihrem Arbeits- oder Dienstverhältnis er-
wachsen. 2Nehmen sie an der Katastrophenbekämp-
fung oder an Katastrophenschutzübungen teil, so sind
sie während der Dauer der Teilnahme, bei der Katas-
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trophenbekämpfung auch für den zur Wiederherstel-
lung ihrer Arbeits- oder Dienstfähigkeit notwendigen
Zeitraum danach, von der Arbeits- oder Dienstleis-
tung freigestellt. 3Für die Teilnahme an den von der
Katastrophenschutzbehörde veranlassten Aus- oder
Fortbildungsveranstaltungen während der Arbeitszeit
sind sie freizustellen, soweit nicht besondere Interes-
sen des Arbeitgebers entgegenstehen.

(4) Helferinnen und Helfer, die als Arbeitnehmerin-
nen oder Arbeitnehmer oder zur Ausbildung beschäf-
tigt sind, ist für die Dauer einer Freistellung nach
Absatz 3 das Arbeitsentgelt, das sie ohne Teilnahme
am Dienst im Katastrophenschutz bei regelmäßiger
Arbeitsleistung erhalten hätten, von ihrem Arbeitge-
ber fortzuzahlen.

(5) 1Die Katastrophenschutzbehörde hat privaten
Arbeitgebern auf Antrag das nach Absatz 4 fortgezahl-
te Arbeitsentgelt und die Arbeitgeberanteile der Bei-
träge zur Sozialversicherung und zur Bundesagentur
für Arbeit zu erstatten. 2Dasselbe gilt hinsichtlich des
Arbeitsentgelts, das den Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern während einer Arbeitsunfähigkeit, die
auf den Dienst im Katastrophenschutz zurückzufüh-
ren ist, nach den gesetzlichen oder tarifvertraglichen
Regelungen fortgezahlt worden ist. 3Der Erstattungs-
anspruch des privaten Arbeitgebers besteht nicht, so-
weit ihm nach anderen gesetzlichen Bestimmungen
ein Erstattungsanspruch gegen Dritte zusteht. 

(6) Die Katastrophenschutzbehörde hat Helferinnen
und Helfern, die nicht von Absatz 4 erfasst sind, auf
Antrag den infolge des Dienstes im Katastrophenschutz
entstandenen nachgewiesenen Verdienstausfall zu er-
statten.“

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 7.

8. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Hilfeleistung des Technischen Hilfswerks, 
der Bundeswehr und der Bundespolizei“.

b) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Hilfe des Technischen Hilfswerks, der Bundeswehr
und der Bundespolizei fordert die Katastrophen-
schutzbehörde bei den dafür vorgesehenen Stellen
an.“

9. In § 29 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung „Artikel 12
Abs. 33 des Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I
S. 2325)“ durch die Verweisung „Artikel 5 des Gesetzes
vom 11. August 2009 (BGBl. I S. 2723)“ ersetzt. 

10. § 32 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2In diesem Fall trägt das Land auch die Kosten der
zuvor geleisteten Nachbarschaftshilfe, soweit sie den
Einsatz von Einheiten und Einrichtungen des Katas-
trophenschutzes umfasst.“

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Rettungsdienstgesetzes

§ 7 des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes in der
Fassung vom 2. Oktober 2007 (Nds. GVBl. S. 473), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 22. Februar 2012 (Nds. GVBl. S. 18),
wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Großschadensereignisse“.

2. Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Werden zur Bewältigung von Großschadensereig-
nissen ergänzend Einheiten und Einrichtungen des Kata-
strophenschutzes eingesetzt, so gelten für die ehrenamt-
lichen Helferinnen und Helfer im Katastrophenschutz § 17
Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4 bis 6 und § 18 des Nie-
dersächsischen Katastrophenschutzgesetzes (NKatSG) ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass in § 17 Abs. 5 und 6
NKatSG der Träger des Rettungsdienstes an die Stelle der
Katastrophenschutzbehörde tritt.“

Artikel 3

Aufhebung von Vorschriften

(1) Die Verordnung zur Übertragung der Aufgabe des Katas-
trophenschutzes auf die Städte Cuxhaven und Hildesheim
vom 24. September 1981 (Nds. GVBl. S. 255) wird aufgeho-
ben.

(2) § 2 Nr. 2 der Allgemeinen Vorbehaltsverordnung vom
14. Dezember 2004 (Nds. GVBl. S. 587), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 23. März 2012 (Nds. GVBl. S. 30),
wird gestrichen.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 7. Dezember 2012 

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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G e s e t z
über das Epidemiologische Krebsregister Niedersachsen

(GEKN)

Vom 7. Dezember 2012

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Zweck des Gesetzes, Aufgaben und Organisation 
des Krebsregisters

(1) 1Dieses Gesetz dient der Verbesserung der Datengrundlage
für die Krebsepidemiologie und damit der Krebsbekämpfung.
2Es regelt die Verarbeitung personen- und krankheitsbezoge-
ner Daten über Erkrankungen in Form von

1. bösartigen Neubildungen einschließlich ihrer Frühformen,

2. Neubildungen unsicheren oder unbekannten Verhaltens
und 

3. gutartigen Neubildungen, die vom Zentralnervensystem
ausgehen,

(Tumorerkrankungen) durch das Epidemiologische Krebsregis-
ter Niedersachsen (Krebsregister).

(2) Das Krebsregister hat 

1. das Auftreten und die Trendentwicklung von Tumorer-
krankungen zu beobachten und statistisch-epidemiolo-
gisch auszuwerten, 

2. Daten für die Gesundheitsplanung und für die epidemiolo-
gische Forschung einschließlich der Ursachenforschung
bereitzustellen, 

3. Daten für eine Bewertung präventiver und kurativer Maß-
nahmen zur Verfügung zu stellen sowie zur Qualitätssi-
cherung der onkologischen Versorgung beizutragen und

4. Daten für die wissenschaftliche Forschung zur Verfügung
zu stellen.

(3) Das Krebsregister soll 

1. Untersuchungen der Arbeits- und Ernährungsmedizin und
der Umwelttoxikologie unterstützen sowie

2. mit Einrichtungen zusammenarbeiten, die Tumorerkran-
kungen oder Patientendaten registrieren oder auswerten.

(4) Das Krebsregister darf über die Aufgaben nach Absatz 2
hinaus Analysen zu Tumorerkrankungen eigenständig durch-
führen.

(5) Das Krebsregister besteht aus einer ärztlich geleiteten
Vertrauensstelle und einer hiervon räumlich, organisatorisch
und personell getrennten Registerstelle.

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) Identitätsdaten sind folgende, die Identifizierung von
Personen ermöglichende Daten:

1. Familienname, Vornamen, frühere Namen,

2. Geschlecht,

3. Anschrift und die zugehörigen geographischen Koordinaten,

4. Geburtsdatum,

5. Datum der ersten Tumordiagnose,

6. Krankenversichertennummer gemäß § 290 des Fünften
Buchs des Sozialgesetzbuchs, 

7. Patientenidentifikationsnummer (Absatz 6),

8. Kommunikationsnummer (Absatz 8) und

9. Sterbedatum.

(2) Epidemiologische Daten sind folgende Daten:

1. Geschlecht,

2. Monat und Jahr der Geburt,

3. Wohnort mit Postleitzahl und amtlichem Gemeindeschlüs-
sel,

4. zur Anschrift gehörige geographische Koordinaten in ei-
ner Genauigkeit von 1 000 Meter mal 1 000 Meter,

5. Zeitpunkt des Zuzugs an den gegenwärtigen Wohnort
und die Zeitpunkte des Zuzugs an frühere Wohnorte und
des Wegzugs von früheren Wohnorten,

6. Staatsangehörigkeiten,

7. Geburtsort und Geburtsstaat,

8. Art der ausgeübten Berufe und Zeitraum der jeweiligen
Berufstätigkeit; Art, Dauer und Ausmaß des Einwirkens
beruflich bedingter Risikofaktoren; im Fall einer Berufs-
krankheit die Nummer nach Anlage 1 der Berufskrank-
heiten-Verordnung,

9. Tumordiagnose im Klartext und nach dem Schlüssel der
Internationalen Klassifikation der Krankheiten (ICD) in
der jeweiligen vom Deutschen Institut für Medizinische
Dokumentation und Information im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Gesundheit herausgegebenen und vom
Bundesministerium für Gesundheit in Kraft gesetzten
Fassung, histologische Diagnose im Klartext und nach
dem Schlüssel der Internationalen Klassifikation der on-
kologischen Krankheiten (ICD-O),

10. Lokalisation des Tumors, bei paarigen Organen auch die
Seite,

11. Anlass der aktuellen Untersuchung,

12. Monat und Jahr der ersten Tumordiagnose,

13. frühere Tumorerkrankungen,

14. Jahr der Diagnose bei früheren Tumorerkrankungen und
Art der Therapie,

15. Stadium der Tumorerkrankung zum Zeitpunkt der ersten
Diagnose, insbesondere der TNM-Schlüssel zur Darstel-
lung der Größe des Tumors, des Lymphknotenbefalls und
des Metastasierungsgrades,

16. Art der Sicherung der Diagnose: klinischer Befund, histo-
logische Diagnose, zytologische Diagnose, Obduktion, sons-
tige,

17. Art der Therapie:

a) kurativ oder palliativ, 

b) operative, Strahlen-, Chemo- oder andere Therapie,

18. Familienanamnese,

19. Risikofaktoren, soweit sie nicht von Nummer 8 erfasst
sind,

20. Angaben zum Verlauf der Tumorerkrankung hinsichtlich
des Auftretens eines Rezidivs, einer Metastasierung und
einer Progression, jeweils mit Befunddatum,

21. Sterbemonat und Sterbejahr,

22. Todesursache,

23. Epikrise,

24. Befund nach durchgeführter Obduktion und
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25. bei Teilnahme an Reihenuntersuchungen auf Krebs (Scree-
ningverfahren): Screeningergebnis und Screeningdatum
sowie die Bewertung einer im Zeitraum zwischen zwei
Screeninguntersuchungen aufgetretenen Tumorerkran-
kung (Intervallkarzinom).

(3) Faktisch anonymisierte epidemiologische Daten sind fol-
gende Daten:

1. Geschlecht,

2. Jahr der Geburt,

3. Bezeichnung der Wohnregion in Form einer regionalen Be-
obachtungseinheit mit einer Einwohnerzahl von mindes-
tens 5 000 und

4. die Daten nach Absatz 2 Nrn. 9, 10, 12, 15 bis 17 und 20
bis 25.

(4) Kontrollnummern sind Zeichenfolgen, die aus Identi-
tätsdaten gebildet werden und aus denen die Identitätsdaten
nicht wiedergewonnen werden können. 

(5) Ein Chiffrat ist eine Zeichenfolge, die aus Identitätsdaten
mittels asymmetrischer Verschlüsselung gebildet wird und
aus der die Identitätsdaten wiedergewonnen werden können. 

(6) Eine Patientenidentifikationsnummer ist eine von einer
meldenden Einrichtung gebildete Zeichenfolge, die der mel-
denden Einrichtung die Identifikation der betroffenen Person
ermöglicht.

(7) Kooperierende Einrichtungen sind insbesondere die
Nachsorgeleitstellen der Kassenärztlichen Vereinigung Nie-
dersachsen, Klinikregister, Tumorzentren, onkologische Zen-
tren und das Deutsche Kinderkrebsregister.

(8) Eine Kommunikationsnummer ist eine Zeichenfolge, die
nur vorübergehend für den Datenabgleich und den Datenfluss
zwischen dem Krebsregister und den für ein Screeningverfah-
ren zuständigen Stellen, den kooperierenden Einrichtungen,
dem Zentrum für Krebsregisterdaten und den Krebsregistern
anderer Länder gebildet wird.

(9) Betroffene Personen sind Personen, 

1. bei denen eine Tumorerkrankung vorliegt oder vorgelegen
hat und

2. die in Niedersachsen ihre Hauptwohnung im Sinne des § 8
des Niedersächsischen Meldegesetzes haben oder gehabt
haben oder in Niedersachsen behandelt werden oder be-
handelt wurden.

§ 3

Meldepflicht und Meldeberechtigung

(1) 1Wer als Ärztin, Arzt, Zahnärztin oder Zahnarzt eine Tu-
morerkrankung feststellt oder behandelt, hat dies nach Maß-
gabe der Absätze 2 bis 4 vor Ablauf des auf den Zeitpunkt der
Feststellung oder den Beginn der Behandlung folgenden Quar-
tals an die Vertrauensstelle unabhängig von einem Wider-
spruch nach § 4 Abs. 1 zu melden. 2Satz 1 gilt nicht für Erkran-
kungen und frühere Erkrankungen, die nur im Rahmen einer
Anamnese festgestellt werden und mit der Inanspruchnahme
der Ärztin, des Arztes, der Zahnärztin oder des Zahnarztes
nicht in einem medizinischen Zusammenhang stehen.

(2) 1Die Meldung nach Absatz 1 muss die Daten nach § 2
Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Nr. 3 mit Ausnahme der geographischen
Koordinaten, Nrn. 4 und 9 sowie Abs. 2 Nrn. 9, 10, 12, 15 und 16
enthalten. 2Die Meldung darf alle weiteren Daten nach § 2
Abs. 1 und 2 enthalten (Meldeberechtigung).

(3) Die Meldung nach Absatz 1 muss außerdem enthalten:

1. Name und Anschrift der oder des Meldepflichtigen, Name
und Anschrift der Einrichtung, in der sie oder er tätig ist,
sowie Datum der Meldung,

2. im Fall einer von der oder dem Meldepflichtigen veran-
lassten histopathologischen, zytologischen oder molekular-
pathologischen Befundung den Namen und die Anschrift
der durchführenden Einrichtung, 

3. bei Meldungen durch eine Ärztin oder einen Arzt, die oder
der eine histopathologische, zytologische oder molekular-
pathologische Befundung vorgenommen hat, den Namen
und die Anschrift der Veranlasserin oder des Veranlassers
der Untersuchung, 

4. Mitteilung über einen Widerspruch nach § 4 Abs. 1,

5. Mitteilung über eine nach § 4 Abs. 3 Satz 4 unterbliebene
Unterrichtung und 

6. von verstorbenen Personen die Daten nach § 2 Abs. 2 Nrn. 21
und 22.

(4) Sind in einer Einrichtung wegen derselben Tumorer-
krankung mehrere Personen nach Absatz 1 meldepflichtig, so
ist die Meldepflicht erfüllt, wenn eine dieser Personen die
Meldung abgibt.

(5) 1Die oder der Meldepflichtige kann die Meldepflicht
nach Absatz 1 mit Einwilligung der betroffenen Person auch in
der Weise erfüllen, dass die Meldung an eine mit dem Krebs-
register kooperierende Einrichtung, die sich zur Weiterleitung
der Meldung an die Vertrauensstelle verpflichtet hat, gerichtet
wird. 2Kooperierende Einrichtungen dürfen die weiterzulei-
tende Meldung um eine Patientenidentifikationsnummer er-
gänzen.

(6) Die oder der Meldepflichtige hat die Meldung in den
Krankenunterlagen zu dokumentieren.

§ 4

Widerspruch

(1) 1Betroffene Personen haben das Recht, der dauerhaften
Speicherung der Identitätsdaten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 3
mit Ausnahme der geographischen Koordinaten und Nrn. 4, 6
und 7 zu widersprechen. 2Hat die betroffene Person das 15. Le-
bensjahr noch nicht vollendet, so handeln die Personensorge-
berechtigten für die betroffene Person.

(2) 1Der Widerspruch kann bei allen in Niedersachsen täti-
gen Ärztinnen, Ärzten, Zahnärztinnen und Zahnärzten einge-
legt werden. 2Diese sind verpflichtet, die Vertrauensstelle
unverzüglich über den Widerspruch zu unterrichten und die
Daten nach § 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Nr. 3 mit Ausnahme der
geographischen Koordinaten und Nr. 4 zu übermitteln. 3Die
Vertrauensstelle bestätigt der Ärztin, dem Arzt, der Zahnärz-
tin oder dem Zahnarzt den Eingang der Unterrichtung. 4Der
Widerspruch kann auch bei der Vertrauensstelle schriftlich
eingelegt werden; die elektronische Übermittlung ist ausge-
schlossen. 5Es ist ein von der Vertrauensstelle vorgegebener
Vordruck zu verwenden, der vollständig ausgefüllt zusammen
mit einer Ablichtung eines amtlichen Ausweises der betroffe-
nen Person einzusenden ist. 6Die Vertrauensstelle bestätigt der
betroffenen Person den Eingang des Widerspruchs; hat die be-
troffene Person das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet, so er-
halten die Personensorgeberechtigten die Bestätigung.

(3) 1Die oder der Meldepflichtige hat die betroffene Person
zum frühestmöglichen Zeitpunkt über die Meldepflicht nach
§ 3 Abs. 1 zu informieren und darüber zu unterrichten, wel-
che Daten in der Meldung enthalten sein müssen und welche
Daten in der Meldung enthalten sein können. 2Sie oder er hat
die betroffene Person auch über das Widerspruchsrecht nach
Absatz 1 zu unterrichten. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für
Meldepflichtige, die eine Tumorerkrankung feststellen, ohne
persönlichen Kontakt zu der betroffenen Person gehabt zu ha-
ben. 4Die Unterrichtung darf nur unterbleiben, wenn die be-
troffene Person wegen der Gefahr einer erheblichen und
dauerhaften Verschlechterung des Gesundheitszustandes
über das Vorliegen einer Tumorerkrankung nicht informiert
worden ist. 5Die Unterrichtung, die Gründe für ein Unterblei-
ben der Unterrichtung nach Satz 4 und ein Widerspruch nach
Absatz 1 sind in den Krankenunterlagen zu dokumentieren.
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(4) 1Erhält die Vertrauensstelle Kenntnis vom Widerruf einer
dem Deutschen Kinderkrebsregister erteilten Einwilligung für
die Verarbeitung personenbezogener Daten, so löst dies diesel-
ben Rechtsfolgen aus wie ein Widerspruch nach Absatz 1.
2Dies gilt auch für den Widerruf einer Einwilligung zur Verar-
beitung personenbezogener Daten oder für einen Wider-
spruch gegen die Verarbeitung personenbezogener Daten
nach dem Recht eines anderen Bundeslandes.

§ 5

Aufwandsentschädigung

1Für jede Meldung nach § 3 Abs. 1 bis 3 zahlt das Land eine
pauschale Aufwandsentschädigung an 

1. Ärztinnen, Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, die di-
rekt an die Vertrauensstelle melden und die nicht ander-
weitig eine Vergütung oder eine Aufwandsentschädigung
erhalten, 

2. kooperierende Einrichtungen,

3. Ärztinnen, Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, deren
Meldung über eine kooperierende Einrichtung erfolgt und
die nicht anderweitig eine Vergütung oder eine Aufwands-
entschädigung erhalten.

2Das Fachministerium legt die Höhe der Aufwandsentschädi-
gung fest.

§ 6

Übermittlung von Daten durch öffentliche Stellen 
an das Krebsregister

(1) 1Die Übermittlung von Todesbescheinigungen oder von
Daten aus Todesbescheinigungen an das Krebsregister richtet
sich nach der Verordnung nach § 6 Abs. 3 des Gesetzes über
das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen. 2Für die Ent-
gegennahme von Übermittlungen nach Satz 1 ist die Vertrau-
ensstelle zuständig. 3Die untere Gesundheitsbehörde hat der
Vertrauensstelle auf Verlangen Ablichtungen von Todesbe-
scheinigungen oder Daten aus Todesbescheinigungen zu über-
mitteln, die dem Krebsregister nicht vorliegen.

(2) Für die Verarbeitung von Daten aus Todesbescheinigun-
gen übermittelt die Landesstatistikbehörde der Vertrauens-
stelle in elektronischer Form

1. den für die Todesursachenstatistik erstellten Code des
Grundleidens und, soweit sie in elektronischer Form vor-
liegen, auch die Codes weiterer Todesursachen, 

2. die vom Standesamt eingetragene Registernummer,

3. das der Registernummer zugehörige Berichtsjahr,

4. die Gemeindenummer des Standesamts mit Länderken-
nung,

5. das Geburtsdatum und

6. das Sterbedatum.

(3) Die Landesstatistikbehörde übermittelt der Registerstelle
aufgeschlüsselt bis zur Ebene der Gemeinden und bei kreis-
freien oder kreisangehörigen Städten bis zur Ebene der Ort-
schaften oder Stadtbezirke auf Anforderung folgende Daten,
soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach § 1 Abs. 2 und 3
erforderlich ist:

1. Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner mit alleiniger
Wohnung oder Hauptwohnung im Bezugsgebiet, geglie-
dert nach Geschlecht und Alter,

2. Zahl der Erwerbstätigen nach Wirtschaftsbereichen,

3. Zahl der Empfängerinnen und Empfänger von Leistungen
nach dem Zwölften Buch des Sozialgesetzbuchs,

4. Bildungsstand der Einwohnerinnen und Einwohner mit
alleiniger Wohnung oder Hauptwohnung im Bezugsgebiet,

5. Angaben zur Gesundheit und zum gesundheitsrelevanten
Verhalten sowie

6. Wanderungsbewegungen.

(4) Die Meldebehörden übermitteln der Vertrauensstelle zur
Fortschreibung und Berichtigung der gespeicherten Daten

1. von Verstorbenen

a) Familienname, Vornamen, frühere Namen,

b) Geschlecht,

c) letzte und frühere Anschriften sowie Tag des Einzugs
und des Auszugs,

d) Tag und Ort der Geburt,

e) Staatsangehörigkeiten,

f) Sterbetag,

g) die vom Standesamt vergebene Registernummer und

h) Standesamt des Sterbeorts,

2. von aus der Gemeinde weggezogenen oder innerhalb der
Gemeinde umgezogenen Personen

a) Familienname, Vornamen, frühere Namen,

b) Geschlecht,

c) gegenwärtige und frühere Anschriften sowie Tag des
Einzugs und des Auszugs,

d) Tag und Ort der Geburt sowie 

e) Staatsangehörigkeiten.

(5) Die Meldebehörden übermitteln der Vertrauensstelle auf
Anforderung folgende Daten von betroffenen und nicht be-
troffenen Personen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben
nach § 1 Abs. 2 und 3 erforderlich ist:

1. Familienname, Vornamen, frühere Namen,

2. Geschlecht,

3. gegenwärtige und frühere Anschriften sowie Tag des Ein-
zugs und des Auszugs,

4. Tag und Ort der Geburt,

5. Staatsangehörigkeiten und

6. Sterbetag.

(6) Der Gewerbeärztliche Dienst übermittelt der Vertrauens-
stelle auf Anforderung zu betroffenen Personen die Daten
nach § 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Nr. 3 mit Ausnahme der geogra-
phischen Koordinaten und Nrn. 4 und 9 sowie Abs. 2 Nrn. 8,
9, 10, 12, 13, 15, 16, 19, 21 und 22, soweit dies zur Erfüllung
der Aufgaben nach § 1 Abs. 2 und 3 erforderlich ist.

(7) Einmal jährlich stellt

1. die Ärztekammer Niedersachsen eine aktuelle Liste mit
den Namen und den beruflichen Anschriften der in Nie-
dersachsen tätigen Ärztinnen und Ärzte und

2. die Zahnärztekammer Niedersachsen eine aktuelle Liste
mit den Namen und den beruflichen Anschriften der in
Niedersachen tätigen Zahnärztinnen und Zahnärzte

der Vertrauensstelle insbesondere zur Erfüllung der Aufgaben
nach § 5 und § 7 Abs. 1 Nrn. 1 und 10 in elektronischer Form
zur Verfügung.

§ 7

Vertrauensstelle

(1) Die Vertrauensstelle hat

1. die Meldungen nach § 3 Abs. 1 und die Daten aus Mel-
dungen nach Absatz 3 Satz 2 auf Schlüssigkeit und Voll-
ständigkeit zu überprüfen und, soweit erforderlich, nach
Rückfrage bei der meldenden Stelle zu berichtigen und
zu ergänzen,
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2. die Daten aus den übermittelten Todesbescheinigungen
(§ 6 Abs. 1) und die von der Meldebehörde übermittelten
Daten nach § 6 Abs. 4 wie gemeldete Daten zu verarbei-
ten,

3. aus den Angaben zur Anschrift geographische Koordina-
ten zu erstellen und den übrigen epidemiologischen Da-
ten zuzuordnen,

4. die nach § 6 Abs. 2 und 4 Nr. 1 übermittelten Daten zu-
sammenzuführen und, falls erforderlich, mit Daten aus
der jeweiligen Todesbescheinigung zu ergänzen,

5. Kontrollnummern und Chiffrate zu bilden,

6. die nach § 8 zur Speicherung in der Registerstelle vorge-
sehenen Daten an die Registerstelle zu übermitteln,

7. unverzüglich nach Eingang der Mitteilung der Register-
stelle über den Abschluss der Bearbeitung, spätestens je-
doch zwölf Monate nach Übermittlung der zum Abschluss
der Bearbeitung erforderlichen epidemiologischen Daten
an die Registerstelle, die der Übermittlung nach Nummer 6
zugrunde liegenden Daten zu löschen und die Unterlagen
zu vernichten, wobei die Daten nach § 3 Abs. 3 Nr. 1 und
die weiteren für die Erfüllung der Aufgaben nach § 5 er-
forderlichen Daten ausgenommen sind, 

8. für einen Abgleich mit anderen Landeskrebsregistern
Kontrollnummern nach § 4 Abs. 1 des Bundeskrebsregis-
terdatengesetzes (BKRG) zu bilden und diese zusammen
mit den übrigen Daten nach § 3 Abs. 1 BKRG an das Zen-
trum für Krebsregisterdaten zu übermitteln, 

9. für einen Abgleich mit dem Deutschen Kinderkrebsregis-
ter Kontrollnummern nach einem einheitlichen Verfahren
zu bilden und diese zusammen mit den epidemiologi-
schen Daten an das Deutsche Kinderkrebsregister zu
übermitteln, 

10. Meldepflichtige an die Abgabe einer Meldung nach § 3
Abs. 1 zu erinnern, wenn sich durch die Überprüfung
nach § 8 Abs. 1 Nr. 4 durch die Registerstelle ergeben hat,
dass eine Meldung noch nicht abgegeben wurde, und 

11. in den Fällen, in denen sich durch den Abgleich anhand
der Todesbescheinigung in der Registerstelle ergeben hat,
dass für eine von einer Tumorerkrankung betroffene Per-
son eine Meldung nach § 3 Abs. 1 noch nicht abgegeben
wurde, die in der Todesbescheinigung genannten Ärztin-
nen, Ärzte und Einrichtungen um eine Meldung zu bit-
ten. 

(2) 1Die Vertrauensstelle hat die nach § 7 des Niedersächsi-
schen Datenschutzgesetzes erforderlichen technischen und
organisatorischen Maßnahmen zu treffen. 2Sie hat insbeson-
dere zu gewährleisten, dass die Identitätsdaten nicht unbefugt
eingesehen oder genutzt werden können.

(3) 1Die Vertrauensstelle darf Daten über betroffene Perso-
nen mit gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb Niedersachsens
an das Landeskrebsregister des Bundeslandes übermitteln, in
dem sich die betroffene Person gewöhnlich aufhält oder zum
Zeitpunkt des Todes gewöhnlich aufgehalten hat. 2Daten aus
Meldungen von außerhalb Niedersachsens über Personen mit
gewöhnlichem Aufenthalt in Niedersachsen hat die Vertrau-
ensstelle nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu verarbei-
ten.

(4) 1Erhält die Vertrauensstelle zusammen mit der Meldung
Kenntnis von der Einlegung eines Widerspruchs nach § 4
Abs. 1, so ergänzt sie die Kontrollnummern um das Merkmal
„Widerspruch“. 2Zum Zweck der Analyse kleinräumiger Auf-
fälligkeiten speichert die Vertrauensstelle in asymmetrisch
verschlüsselter Form die geographischen Koordinaten nach
§ 2 Abs. 1 Nr. 3 und die epidemiologischen Daten nach § 2
Abs. 2 Nrn. 5 bis 8, 11, 13, 14, 18 und 19 sowie die Kontroll-
nummern. 3Sie übermittelt die um das Merkmal „Wider-
spruch“ ergänzten Kontrollnummern zusammen mit den
faktisch anonymisierten epidemiologischen Daten an die Re-
gisterstelle zur dauerhaften Speicherung. 4Die Vertrauensstel-

le löscht die zugehörigen Daten mit Ausnahme der in Satz 2
genannten Daten und vernichtet die zugehörigen Unterlagen
unverzüglich nach Eingang der Mitteilung der Registerstelle
über den Abschluss der Verarbeitung, spätestens jedoch vier
Wochen nach Übermittlung der Daten an die Registerstelle.

(5) 1Erhält die Vertrauensstelle unabhängig von einer Mel-
dung Kenntnis von der Einlegung eines Widerspruchs nach
§ 4 Abs. 1, so bildet die Vertrauensstelle Kontrollnummern
und ergänzt sie um das Merkmal „Widerspruch“. 2Sie über-
mittelt diese Kontrollnummern zusammen mit den Daten
nach § 2 Abs. 3 Nrn. 1 bis 3 an die Registerstelle. 3Nach Über-
mittlung der Daten nach § 8 Abs. 6 Satz 4 entschlüsselt die
Vertrauensstelle nach Gestattung durch das Fachministerium
das Chiffrat zur Wiedergewinnung der Identitätsdaten, um
diese auf Übereinstimmung mit den Daten der betroffenen
Person zu prüfen. 4Absatz 4 Sätze 2 und 4 gilt entsprechend. 

(6) Hat das Krebsregister Kenntnis von der Einlegung eines
Widerspruchs nach § 4 Abs. 1, so werden zu der betroffenen
Person

1. an das Deutsche Kinderkrebsregister Daten nicht übermit-
telt und 

2. an das Krebsregister des Landes, in dem die betroffene Per-
son ihre Hauptwohnung hat, nur die um das Merkmal
„Widerspruch“ ergänzten Kontrollnummern sowie die fak-
tisch anonymisierten epidemiologischen Daten übermit-
telt.

§ 8

Registerstelle

(1) Die Registerstelle hat

1. die von der Vertrauensstelle übermittelten Daten anhand
der Kontrollnummern und der epidemiologischen Daten
nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 mit bei ihr gespeicherten Da-
ten abzugleichen, auf Schlüssigkeit zu überprüfen, erfor-
derlichenfalls zu berichtigen und zu ergänzen sowie die
Vertrauensstelle über den Abschluss der Bearbeitung zu
informieren,

2. für einen Abgleich mit anderen Landeskrebsregistern die
Angaben nach § 3 Abs. 1 BKRG an die Vertrauensstelle zu
übermitteln,

3. für einen Abgleich mit dem Deutschen Kinderkrebsregis-
ter die epidemiologischen Daten und die Kontrollnum-
mern an die Vertrauensstelle zu übermitteln,

4. zu überprüfen, ob für eine von einer Tumorerkrankung be-
troffene Person oder für eine mittlerweile verstorbene be-
troffene Person eine Meldung nach § 3 Abs. 1 noch nicht
abgegeben wurde, und der Vertrauensstelle die für eine Er-
innerung nach § 7 Abs. 1 Nr. 10 oder eine Bitte nach § 7
Abs. 1 Nr. 11 erforderlichen Daten zu übermitteln und 

5. in den Fällen einer Zustimmung durch das Fachministeri-
um nach § 11 Abs. 2 die erforderlichen Daten an die Ver-
trauensstelle zu übermitteln. 

(2) Die Registerstelle darf

1. die Kontrollnummern und die epidemiologischen Daten
zur Berichtigung und Ergänzung der epidemiologischen
Daten mit den anderen Landeskrebsregistern und dem
Deutschen Kinderkrebsregister abgleichen und

2. im Rahmen der Überprüfung der Schlüssigkeit nach Ab-
satz 1 Nr. 1 bei der Vertrauensstelle zurückfragen. 

(3) Die Registerstelle speichert zu jeder betroffenen Person
folgende Daten:

1. epidemiologische Daten mit Datenquelle und Datum der
Meldung oder Übermittlung,

2. Kontrollnummern, Chiffrate und Patientenidentifikations-
nummern,
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3. bei einem Widerspruch nach § 4 Abs. 1 abweichend von
den Nummern 1 und 2 nur faktisch anonymisierte epide-
miologische Daten mit Datenquelle sowie das Datum der
Meldung oder Übermittlung, die Kontrollnummern und
das Datum des Widerspruchs sowie

4. Name und Anschrift der eine Untersuchung durchführen-
den Einrichtung (§ 3 Abs. 3 Nr. 2) und der Veranlasserin
oder des Veranlassers im Sinne des § 3 Abs. 3 Nr. 3. 

(4) Im Rahmen von Vorhaben nach § 11 darf die Register-
stelle für die Dauer des Vorhabens mit Einwilligung der be-
troffenen oder nicht betroffenen Person zusätzlich zu den
Daten nach § 2 Abs. 2 Daten zu Risikofaktoren für Tumorer-
krankungen speichern. 

(5) Die Registerstelle verarbeitet die nach den Absätzen 3
und 4 gespeicherten Daten im Rahmen der Aufgaben nach § 1
Abs. 2 und 3.

(6) 1Erhält die Registerstelle von der Vertrauensstelle um
das Merkmal „Widerspruch“ ergänzte Kontrollnummern, so
prüft sie, ob zu den von der Vertrauensstelle übermittelten
Daten bereits Daten gespeichert sind. 2Sind in der Registerstel-
le Daten nicht gespeichert, so speichert sie die um das Merk-
mal „Widerspruch“ ergänzten Kontrollnummern. 3Liegen in
der Registerstelle Daten vor, so prüft sie, ob über die faktisch
anonymisierten epidemiologischen Daten hinaus weitere Da-
ten gespeichert sind. 4Liegen weitere Daten vor, so übermittelt
sie zusammen mit den Kontrollnummern das Chiffrat und die
epidemiologischen Daten nach § 2 Abs. 2 Nrn. 5 bis 8, 11, 13,
14, 18 und 19 an die Vertrauensstelle. 5Sie speichert die um
das Merkmal „Widerspruch“ ergänzten Kontrollnummern
und löscht die Daten, die über die faktisch anonymisierten
epidemiologischen Daten hinaus gespeichert sind. 6Die Regis-
terstelle teilt der Vertrauensstelle den Abschluss der Verarbei-
tung nach den Sätzen 1 bis 5 mit. 7Stellt die Registerstelle fest,
dass zu einer betroffenen Person bereits um das Merkmal „Wi-
derspruch“ ergänzte Kontrollnummern gespeichert sind, so
geht sie bei der Verarbeitung der jeweiligen Meldung entspre-
chend den Sätzen 3 bis 6 vor.

§ 9

Verarbeitung von Daten aus Screeningverfahren

(1) 1Zum Zweck der Qualitätssicherung und Evaluation von
Screeningverfahren, die nach der Richtlinie des Gemeinsa-
men Bundesausschusses über die Früherkennung von Krebs-
erkrankungen (Krebsfrüherkennungsrichtlinie vom 18. Juni
2009, BAnz. Nr. 148 a S. 1 in der jeweils geltenden Fassung)
durchgeführt werden, insbesondere zur Ermittlung von Fällen
mit Verdacht auf ein Intervallkarzinom, dürfen die für das
Screeningverfahren zuständigen Stellen der Vertrauensstelle
je Teilnehmerin oder Teilnehmer folgende Daten übermitteln:

1. Kontrollnummern,

2. epidemiologische Daten nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3,

3. Daten nach § 2 Abs. 2 Nr. 25 und

4. eine Kommunikationsnummer.
2Nach Satz 1 dürfen auch Daten zu Personen übermittelt wer-
den, die vor dem 1. Januar 2013 an einer Screeninguntersu-
chung teilgenommen haben. 3Die Vertrauensstelle verarbeitet
die übermittelten Daten so, dass sie für den Abgleich in der
Registerstelle genutzt werden können, übermittelt sie an die
Registerstelle und löscht die Daten anschließend. 4Die Regis-
terstelle gleicht die Daten mit den bei ihr gespeicherten Daten
ab, um insbesondere Fälle mit Verdacht auf Intervallkarzinom
zu ermitteln.

(2) 1Die Registerstelle darf zu den bei ihr ermittelten Fällen
mit Verdacht auf ein Intervallkarzinom die Daten nach § 2
Abs. 2 Nrn. 9 bis 12, 15, 16, 21 und 22 und § 3 Abs. 3 Nr. 1 so-
wie die Kommunikationsnummer an die für die Qualitätssi-
cherung des Screeningverfahrens zuständige Stelle übermit-
teln. 2Die für die Qualitätssicherung des Screeningverfahrens

zuständige Stelle darf die Kommunikationsnummer und die
Daten nach § 3 Abs. 3 Nr. 1 an die Stelle übermitteln, die die
Screeninguntersuchung durchgeführt hat. 3Für eine Bewer-
tung der Fälle mit Verdacht auf ein Intervallkarzinom fordert
die die Screeninguntersuchung durchführende Stelle die dia-
gnostischen Unterlagen über die meldende Ärztin oder Zahn-
ärztin oder den meldenden Arzt oder Zahnarzt an und leitet
diese zusammen mit den Screeningunterlagen in pseudony-
misierter Form an die für die Qualitätssicherung zuständige
Stelle weiter. 4Spätestens neun Monate nach der Datenüber-
mittlung nach Satz 1 übermittelt die für die Qualitätssiche-
rung zuständige Stelle fallbezogen das Ergebnis der Bewer-
tung zusammen mit der Kommunikationsnummer an die Re-
gisterstelle.

(3) 1Die Registerstelle speichert von Teilnehmerinnen und
Teilnehmern an einem Screeningverfahren, das zur Feststel-
lung einer Tumorerkrankung führt, auf deren Früherkennung
sich das Screeningverfahren richtet, die Daten nach Absatz 1
Satz 1 Nrn. 1 bis 3. 2Sie löscht die Kommunikationsnummer
nach der Übermittlung nach Absatz 2 Satz 4, spätestens je-
doch zwölf Monate nach der Datenübermittlung nach Absatz 2
Satz 1. 3Von Teilnehmerinnen und Teilnehmern an einem
Screeningverfahren, das nicht zur Feststellung einer Tumorer-
krankung führt, auf deren Früherkennung sich das Screening-
verfahren richtet, löscht die Registerstelle alle von den für das
Screeningverfahren zuständigen Stellen übermittelten Daten
nach Abschluss der Übermittlung nach Absatz 2 Satz 4, spätes-
tens jedoch zwölf Monate nach Datenübermittlung nach Ab-
satz 2 Satz 1.

(4) Bei Verdacht auf Intervallkarzinom sind Ärztinnen, Ärz-
te, Zahnärztinnen und Zahnärzte verpflichtet, der die Scree-
ninguntersuchung durchführenden Stelle auf Anforderung
die diagnostischen Unterlagen zum Zweck der Qualitätssiche-
rung zur Verfügung zu stellen.

§ 10

Geheimhaltung von Schlüsseln

(1) 1Die von der Vertrauensstelle zur Bildung der Kontroll-
nummern für die Verarbeitung von Daten in der Registerstelle
verwendeten Schlüssel sind von der Vertrauensstelle geheim
zu halten. 2Die für den Abgleich mit anderen Landeskrebsregis-
tern und dem Deutschen Kinderkrebsregister verwendeten
Schlüssel sind ebenfalls von der Vertrauensstelle geheim zu
halten. 3Die nach den Sätzen 1 und 2 geheim zu haltenden
Schlüssel dürfen nur für Zwecke dieses Gesetzes verwendet
werden. 

(2) 1Der zur Wiedergewinnung von Identitätsdaten aus Chiff-
raten für die Entschlüsselung erforderliche Schlüssel ist von
einer durch das Fachministerium bestimmten Stelle aufzube-
wahren. 2In den Fällen der gestatteten Entschlüsselung nach
§ 7 Abs. 5 Satz 3, § 11 Abs. 2 Satz 4 Nr. 3 oder § 12 Abs. 2
Satz 3 und der Entschlüsselung nach § 11 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1
ist der Schlüssel der Vertrauensstelle zum Gebrauch im vom
Fachministerium gestatteten Umfang zu überlassen. 3Satz 2
ist entsprechend anzuwenden, wenn das Fachministerium für
Zwecke der internen Qualitätssicherung des Krebsregisters,
bei der die Daten nur innerhalb des Krebsregisters verarbeitet
werden, eine Entschlüsselung gestattet hat. 4Über jede Ent-
schlüsselung hat die Vertrauensstelle ein Protokoll zu erstel-
len.

(3) 1Der zur Wiedergewinnung von geographischen Koordi-
naten und epidemiologischen Daten nach § 7 Abs. 4 Satz 2 er-
forderliche Schlüssel ist getrennt von dem Schlüssel nach
Absatz 2 Satz 1 bei einer anderen durch das Fachministerium
bestimmten Stelle aufzubewahren. 2Zum Zweck der Analyse
kleinräumiger Auffälligkeiten kann das Fachministerium der
Vertrauensstelle die Entschlüsselung sowie die Übermittlung
der wiedergewonnenen Daten an die Registerstelle im erfor-
derlichen Umfang gestatten. 3Die Vertrauensstelle löscht die
entschlüsselten Daten unverzüglich nach Übermittlung an die
Registerstelle. 4Über jede Entschlüsselung hat die Vertrauens-
stelle ein Protokoll zu erstellen. 
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§ 11

Abgleich und Übermittlung von Daten

(1) 1Werden für Aufgaben nach § 1 Abs. 2 und 3 über die
nach § 14 frei zugänglichen Daten hinaus Daten benötigt, so
dürfen auf Antrag die Vertrauensstelle und die Registerstelle
diese Daten in anonymisierter Form übermitteln. 2Ein An-
spruch auf die Übermittlung von Daten besteht nicht. 3Dem
Empfänger ist es verboten, die vom Krebsregister übermittel-
ten Daten mit anderen Daten so zusammenzuführen, dass
eine Identifizierung der betroffenen Person ermöglicht wird. 

(2) 1Werden für die in Absatz 1 Satz 1 genannten Aufgaben
personenbezogene Daten benötigt, so darf auf Antrag die Ver-
trauensstelle diese Daten mit Zustimmung des Fachministeri-
ums übermitteln, wenn es sich bei dem Vorhaben um ein
wichtiges und auf andere Weise nicht oder nur mit unverhält-
nismäßig hohem Aufwand durchzuführendes, im öffentli-
chen Interesse stehendes Vorhaben handelt. 2In dem Antrag
sind insbesondere der Zweck und die Maßnahmen zum
Schutz der Daten darzulegen. 3Sollen die Daten abweichend
von den Angaben in dem Antrag, insbesondere für einen an-
deren Zweck, verwendet werden oder sollen die Maßnahmen
zum Schutz der Daten geändert werden, so ist dafür eine Ge-
nehmigung der Vertrauensstelle erforderlich, die der Zustim-
mung des Fachministeriums bedarf. 4Im Rahmen der Antrags-
bearbeitung dürfen mit Zustimmung des Fachministeriums
im erforderlichen Umfang

1. von der Vertrauensstelle Kontrollnummern gebildet und
zusammen mit den Daten nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 an
die Registerstelle übermittelt werden,

2. von der Registerstelle die Kontrollnummern und die Daten
nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 mit den gespeicherten Daten
abgeglichen und bei Übereinstimmung die gespeicherten
Daten einschließlich der Chiffrate an die Vertrauensstelle
übermittelt werden und 

3. von der Vertrauensstelle die Chiffrate entschlüsselt und
die wieder gewonnenen Identitätsdaten auf Übereinstim-
mung geprüft werden. 

5Nach Übermittlung der Daten hat die Vertrauensstelle die im
Rahmen der Antragsbearbeitung nach Satz 4 gewonnenen Da-
ten zu löschen und Unterlagen zu vernichten. 

(3) 1Vor einer Übermittlung von Daten nach Absatz 2 muss
der Vertrauensstelle die schriftliche Einwilligung der betroffe-
nen Person vorliegen, wenn Identitätsdaten oder Daten, die
vom Empfänger der Daten einer bestimmten Person zugeord-
net werden können, weitergegeben werden sollen; hat die be-
troffene Person das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet, so
entscheiden die Personensorgeberechtigten für die betroffene
Person über die Einwilligung. 2Sollen die Daten vom Empfän-
ger der Daten länger als zwei Jahre gespeichert werden, so
muss sich die Einwilligung ausdrücklich darauf beziehen. 3Ist
die betroffene Person verstorben, so ist die schriftliche Einwil-
ligung der nächsten Angehörigen erforderlich, soweit sie ohne
unverhältnismäßigen Aufwand erlangt werden kann. 4Nächste
Angehörige sind in folgender Rangfolge: Ehefrau oder Ehe-
mann oder Lebenspartnerin oder Lebenspartner, Kinder, El-
tern und Geschwister. 5Wird die Einwilligung nicht gegeben,
so hat die Vertrauensstelle die diese Person betreffenden Da-
ten zu löschen. 

(4) Eine Einwilligung nach Absatz 3 ist nicht erforderlich
für Übermittlungen, die 

1. auf die Patientenidentifikationsnummer, das Sterbedatum
und die Todesursache von verstorbenen betroffenen Perso-
nen beschränkt sind oder

2. an kooperierende Einrichtungen zur Unterstützung einer
Qualitätssicherung der onkologischen Versorgung gerich-
tet sind und sich auf die Patientenidentifikationsnummer
und Daten nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 und § 2 Abs. 2 Nrn. 20
bis 22 von Personen beschränken, über die die Einrich-
tung eine Meldung nach § 3 Abs. 1 weitergeleitet hat. 

(5) 1Erfordert ein Vorhaben im Rahmen der Aufgabenerfül-
lung nach § 1 Abs. 2 und 3 die Beobachtung der Häufigkeit ei-
ner Tumorerkrankung in einer Gruppe von Personen mit
einem gemeinsamen Merkmal, so darf das Krebsregister mit
Zustimmung des Fachministeriums auch von nicht betroffe-
nen Personen Identitätsdaten erheben und speichern, wenn es
sich um ein wichtiges und auf andere Weise nicht oder nur
mit unverhältnismäßig hohem Aufwand durchzuführendes,
im öffentlichen Interesse stehendes Vorhaben handelt. 2Im er-
forderlichen Umfang dürfen 

1. von der Vertrauensstelle Kontrollnummern gebildet und
zusammen mit den Daten nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 4 an
die Registerstelle übermittelt werden,

2. von der Registerstelle die Kontrollnummern und die Daten
nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 4 mit den gespeicherten Daten
abgeglichen und 

3. von der Registerstelle die Ergebnisse des Abgleichs statis-
tisch-epidemiologisch ausgewertet werden. 

(6) 1Zu den vom Zentrum für Krebsregisterdaten ermittelten
Fällen mit Verdacht auf Mehrfachübermittlung darf das Krebs-
register durch Austausch der Daten nach § 2 Abs. 1 und 2 und
§ 6 Abs. 2 und 5 im erforderlichen Umfang mit den beteiligten
Landeskrebsregistern

1. die Personenidentität überprüfen und dabei Chiffrate ent-
schlüsseln,

2. die Daten bereinigen und 

3. das Ergebnis dem Zentrum für Krebsregisterdaten über-
mitteln. 

2Unverzüglich nach Übermittlung des Ergebnisses an das Zen-
trum für Krebsregisterdaten hat die Vertrauensstelle die für
das Verfahren nach Satz 1 gebildeten oder entgegengenomme-
nen Daten zu löschen. 3Die Registerstelle hat die Kommunika-
tionsnummer zu löschen. 

(7) 1Die Vertrauensstelle darf für einen Abgleich mit dem
Deutschen Kinderkrebsregister die von dort übermittelten epi-
demiologischen Daten und Kontrollnummern an die Register-
stelle übermitteln. 2Vor der Übermittlung verarbeitet die Ver-
trauensstelle die Kontrollnummern so, dass sie für den Ab-
gleich in der Registerstelle genutzt werden können. 3In den
Fällen, die einer Berichtigung oder Ergänzung bedürfen oder
die der Registerstelle noch nicht bekannt sind, darf die Regis-
terstelle die Kontrollnummern und die epidemiologischen Da-
ten berichtigen, ergänzen und speichern. 4Unverzüglich nach
Übermittlung der Daten an die Registerstelle hat die Vertrau-
ensstelle die für das Verfahren nach Satz 1 gebildeten oder
entgegengenommenen Daten zu löschen. 

(8) Auf Daten des Krebsregisters findet das Niedersächsi-
sche Geodateninfrastrukturgesetz vom 17. Dezember 2010
(Nds. GVBl. S. 624) keine Anwendung. 

§ 12

Auskunftsrecht

(1) 1Auf Antrag einer betroffenen Person hat die Vertrauens-
stelle schriftlich mitzuteilen, ob und welche Daten über die
betroffene Person gespeichert sind. 2Für Personen, die das
15. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, stellen die Perso-
nensorgeberechtigten den Antrag für die betroffene Person.
3Der Antrag ist über eine Ärztin, einen Arzt, eine Zahnärztin
oder einen Zahnarzt, die oder der in Niedersachsen tätig ist,
an die Vertrauensstelle zu richten. 4Für den Antrag ist ein von
der Vertrauensstelle vorgegebener Vordruck zu verwenden;
der Vordruck ist vollständig auszufüllen.

(2) 1Die Vertrauensstelle bildet Kontrollnummern und über-
mittelt diese zusammen mit den epidemiologischen Daten
nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 an die Registerstelle. 2Die Regis-
terstelle übermittelt nach Abgleich mit den gespeicherten Da-
ten die zu der betroffenen Person gespeicherten Daten an die
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Vertrauensstelle. 3Nach Gestattung durch das Fachministeri-
um entschlüsselt die Vertrauensstelle das Chiffrat zur Wieder-
gewinnung der erforderlichen Identitätsdaten und überprüft
diese auf Übereinstimmung mit den Identitätsdaten der im
Antrag genannten betroffenen Person. 4Die Vertrauensstelle
teilt der Ärztin, dem Arzt, der Zahnärztin oder dem Zahnarzt,
über die oder den der Antrag gestellt wurde, die gespeicherten
epidemiologischen Daten mit. 5Die Vertrauensstelle fügt dem
Chiffrat den Antrag und die Auskunft in asymmetrisch ver-
schlüsselter Form hinzu und übermittelt das ergänzte Chiffrat
an die Registerstelle zur Speicherung. 6Anschließend werden
in der Vertrauensstelle die im Auskunftsverfahren angefalle-
nen Daten gelöscht und Unterlagen vernichtet.

(3) 1Die Ärztin, der Arzt, die Zahnärztin oder der Zahnarzt
darf die betroffene Person, bei Personen, die das 15. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, die Personensorgeberechtig-
ten, über die Mitteilung der Vertrauensstelle nur mündlich
oder durch Gewährung der Einsichtnahme in die Mitteilung
informieren. 2Sowohl die Mitteilung der Vertrauensstelle als
auch eine Ablichtung oder Abschrift der Mitteilung dürfen
weder an die betroffene Person noch an Dritte weitergegeben
werden; dies gilt unabhängig von einer Einwilligung der be-
troffenen Person oder der Personensorgeberechtigten. 

§ 13

Löschung

Chiffrate sind nach Ablauf von 75 Jahren nach dem Tod der
betroffenen Person, spätestens jedoch nach Ablauf von 130 Jah-
ren nach deren Geburt, zu löschen.

§ 14

Jahresbericht

1Das Krebsregister veröffentlicht die Ergebnisse seiner statis-
tisch-epidemiologischen Auswertung der in Niedersachsen er-
fassten Tumorerkrankungen unter Darstellung der Entwick-
lung und der regionalen Unterschiede in einem jährlichen
Bericht. 2Aktualisierte Ergebnisse werden im Internet über
eine interaktive Datenbank zur Verfügung gestellt. 

§ 15

Aufsicht, Zuständigkeiten

(1) Das Krebsregister unterliegt der Fachaufsicht des Fach-
ministeriums.

(2) 1Das Fachministerium bestimmt, welche Landesbehörde
die Aufgaben der Vertrauensstelle und welche Landesbehörde
die Aufgaben der Registerstelle wahrnimmt. 2Es kann die Auf-
gaben der Vertrauensstelle und die Aufgaben der Registerstel-
le jeweils einer juristischen Person des Privatrechts oder des
öffentlichen Rechts mit deren Einverständnis übertragen; die
juristische Person unterliegt insoweit der Fachaufsicht des
Fachministeriums. 3Die Aufgaben dürfen nur auf eine juristi-
sche Person übertragen werden, die die Gewähr für die ord-
nungsgemäße Aufgabenerfüllung bietet. 4Bestimmungen nach
Satz 1 und Übertragungen nach Satz 2 sind im Niedersächsi-
schen Ministerialblatt bekannt zu machen. 

§ 16

Straftaten

(1) Wer sich oder einer anderen Person unbefugt unver-
schlüsselte Identitätsdaten aus dem Datenbestand des Krebs-
registers verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1. Daten, die für in § 9 genannte Zwecke übermittelt wurden,
für einen anderen Zweck verarbeitet,

2. einen Schlüssel über den nach § 10 Abs. 2 Sätze 2 und 3
gestatteten Umfang hinaus für andere als in § 10 genannte
Zwecke verwendet,

3. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 3 Daten zusammenführt, 

4. nach § 11 Abs. 2 Satz 1 übermittelte Daten

a) für einen anderen als den in dem Antrag nach § 11
Abs. 2 Satz 2 angegebenen oder nach § 11 Abs. 2 Satz 3
genehmigten Zweck verarbeitet,

b) an Dritte weitergibt oder

c) nicht mit den im Antrag nach § 11 Abs. 2 Satz 2 ange-
gebenen oder nach § 11 Abs. 2 Satz 3 genehmigten
Maßnahmen zum Schutz der Daten verarbeitet

oder

5. entgegen § 12 Abs. 3 Satz 2 den Inhalt einer Mitteilung an
Dritte weitergibt, soweit die Weitergabe nicht nach § 203
Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuchs strafbar ist.

(3) Handelt die Täterin oder der Täter gegen Entgelt oder in
der Absicht, sich oder eine andere Person zu bereichern oder
eine andere Person zu schädigen, so ist die Strafe Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

§ 17

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen § 3 Abs. 1 eine Meldung nicht, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig abgibt,

2. einen Widerspruch nach § 4 Abs. 1 einlegt, ohne dazu be-
rechtigt zu sein, 

3. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 2 die Vertrauensstelle nicht un-
verzüglich über einen Widerspruch unterrichtet oder Da-
ten nicht übermittelt,

4. entgegen § 9 Abs. 2 Satz 3 als die die Screeninguntersu-
chung durchführende Stelle diagnostische Unterlagen nicht
oder in nicht pseudonymisierter Form an die für die Quali-
tätssicherung zuständige Stelle weiterleitet,

5. entgegen § 9 Abs. 4 diagnostische Unterlagen der die
Screeninguntersuchung durchführenden Stelle nicht zur
Verfügung stellt oder

6. entgegen § 12 Abs. 3 die Mitteilung des Krebsregisters oder
eine Ablichtung oder Abschrift der Mitteilung an die be-
troffene Person weitergibt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
20 000 Euro geahndet werden.

§ 18

Übergangsvorschriften

1Ergibt der Abgleich der Daten nach § 9 Abs. 1 Satz 4, dass
zu einer Person, bei der vor dem 1. Januar 2013 durch eine
Screeninguntersuchung eine Tumorerkrankung festgestellt
wurde, in der Registerstelle Daten über diese festgestellte Tu-
morerkrankung noch nicht gespeichert sind, so übermittelt
die Registerstelle die Kommunikationsnummer an die für das
Screeningverfahren zuständige Stelle und fordert die Daten
nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 ohne die Postleitzahl, Nrn. 9, 10,
12, 15, 16 und 25 an. 2Die für das Screeningverfahren zustän-
dige Stelle ist verpflichtet, der Registerstelle bis zum Ende des
auf den Zeitpunkt der Anforderung folgenden Quartals diese
Daten zusammen mit der Kommunikationsnummer zu über-
mitteln. 3Die übermittelten Daten dürfen in der Registerstelle
zusammen mit den Kontrollnummern dauerhaft gespeichert
werden. 4Die Kommunikationsnummer wird nach Abschluss
der Verarbeitung, spätestens jedoch zwölf Monate nach Über-
mittlung der Daten nach § 9 Abs. 2 Satz 1 in der Registerstelle
gelöscht.



Nds. GVBl. Nr. 31/2012, ausgegeben am 13. 12. 2012

557

§ 19

Änderung der 
Verordnung über sachliche Zuständigkeiten für die 

Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

§ 3 Abs. 1 Nr. 9 der Verordnung über sachliche Zuständig-
keiten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten vom 4. Mai 2010 (Nds. GVBl. S. 210), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 14. Juli 2011 (Nds. GVBl. S. 266), er-
hält folgende Fassung:

„9. nach § 17 des Gesetzes über das Epidemiologische Krebs-
register Niedersachsen vom 7. Dezember 2012 (Nds. GVBl.
S. 550);“.

§ 20

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über das Epidemiologische
Krebsregister Niedersachsen vom 16. November 1999 (Nds.
GVBl. S. 390), geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
7. Oktober 2010 (Nds. GVBl. S. 462), außer Kraft.

Hannover, den 7. Dezember 2012

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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G e s e t z
zum Staatsvertrag über die Übertragung von Aufgaben 
nach §§ 802 k Abs. 1 Satz 2, 882 h Abs. 1 Satz 2 und 3 

der Zivilprozessordnung und § 6 Abs. 1 
Schuldnerverzeichnisführungsverordnung und 

§ 7 Abs. 1 Satz 1 der Vermögensverzeichnisverordnung 
zur Errichtung und zum Betrieb eines gemeinsamen 

Vollstreckungsportals der Länder

Vom 7. Dezember 2012

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem unterzeichneten Staatsvertrag über die Übertra-
gung von Aufgaben nach §§ 802 k Abs. 1 Satz 2, 882 h Abs. 1
Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung und § 6 Abs. 1 Schuldner-
verzeichnisführungsverordnung und § 7 Abs. 1 Satz 1 der
Vermögensverzeichnisverordnung zur Errichtung und zum
Betrieb eines gemeinsamen Vollstreckungsportals der Länder
wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 8 Abs. 1
Satz 4 in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 7. Dezember 2012

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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Staatsvertrag
über die Übertragung von Aufgaben nach §§ 802 k Abs. 1 Satz 2, 882 h Abs. 1 Satz 2 und 3

der Zivilprozessordnung und § 6 Abs. 1 Schuldnerverzeichnisführungsverordnung und § 7 Abs. 1 Satz 1
der Vermögensverzeichnisverordnung zur Errichtung und zum Betrieb eines gemeinsamen 

Vollstreckungsportals der Länder

Das Land Baden-Württemberg, vertreten durch den Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch den Justizminister, 

der Freistaat Bayern, vertreten durch den Ministerpräsiden-
ten, dieser vertreten durch die Staatsministerin der Justiz und
für Verbraucherschutz, 

das Land Berlin, vertreten durch den Regierenden Bürgermeis-
ter, dieser vertreten durch den Senator für Justiz und Verbrau-
cherschutz, 

das Land Brandenburg, vertreten durch den Ministerpräsiden-
ten, dieser vertreten durch den Justizminister, 

die Freie Hansestadt Bremen, vertreten durch den Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch den Senator für Justiz und
Verfassung, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den Se-
nat, 

das Land Hessen, vertreten durch den Ministerpräsidenten,
dieser vertreten durch den Minister für Justiz, Integration und
Europa, 

das Land Mecklenburg-Vorpommern, vertreten durch den Mi-
nisterpräsidenten, dieser vertreten durch die Justizministerin,

das Land Niedersachsen, vertreten durch den Ministerpräsi-
denten, dieser vertreten durch den Justizminister, 

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Ministerpräsi-
denten, dieser vertreten durch den Minister der Justiz und für
Verbraucherschutz, 

das Saarland, vertreten durch die Ministerpräsidentin, diese
vertreten durch die Justizministerin, 

der Freistaat Sachsen, vertreten durch den Ministerpräsiden-
ten, dieser vertreten durch den Staatsminister der Justiz und
für Europa, 

das Land Sachsen-Anhalt, vertreten durch den Ministerpräsi-
denten, dieser vertreten durch die Ministerin für Justiz und
Gleichstellung, 

das Land Schleswig-Holstein, vertreten durch den Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch die Ministerin für Justiz,
Kultur und Europa,

der Freistaat Thüringen, vertreten durch die Ministerpräsi-
dentin, diese vertreten durch den Justizminister, 

und 

das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch die Minister-
präsidentin, diese vertreten durch den Justizminister, 

schließen vorbehaltlich der Zustimmung der verfassungsmä-
ßig zuständigen Organe folgenden Staatsvertrag: 

Präambel

Ziel der Gesetzesnovellierung „Sachaufklärung in der
Zwangsvollstreckung“ ist es, die Informationsbeschaffung des
Gläubigers in der Zwangsvollstreckung zu verbessern und die
Führung der Schuldnerverzeichnisse der Länder zu moderni-
sieren. Die Länder betreiben gemeinsam unter der Internet-
adresse www.vollstreckungsportal.de ein Internetportal (Voll-
streckungsportal). Das Vollstreckungsportal eröffnet die zentrale
Auskunft aus den Schuldner- und Vermögensverzeichnissen
der Länder (§§ 802 k Abs. 1 Satz 2, 882 h Abs. 1 der Zivilprozess-
ordnung). Mit diesem Staatsvertrag wird von der gesetzlich
vorgesehenen Möglichkeit einer länderübergreifenden Zusam-
menarbeit zur Reduzierung des Verwaltungsaufwandes und zur
Kostensenkung Gebrauch gemacht (§§ 802 k Abs. 1 Satz 2,
882 h Abs. 1 Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung).

§ 1

Gegenstand und Ziele des Vollstreckungsportals

Mit dem bundesweiten Vollstreckungsportal werden folgen-
de Ziele erreicht: 

1. Über das Vollstreckungsportal wird den gesetzlich Berech-
tigten die Einsichtnahme in den Datenbestand der Schuld-
nerverzeichnisse und der Vermögensverzeichnisse der
Länder in elektronischer Form eröffnet. 

2. Das Vollstreckungsportal erlaubt den gesetzlich Berechtig-
ten eine bundesweite Suche über die eingetragenen Daten
aus den Schuldnerverzeichnissen und Vermögensverzeich-
nissen (Schuldnerdaten) der Länder. 

3. Das Vollstreckungsportal stellt im Zusammenwirken mit
Systemen, zu denen eine Vertrauensbeziehung besteht (sog.
Vertrauensdomäne), ein zentrales und länderübergreifen-
des elektronisches Informations- und Kommunikationssys-
tem im Internet zur Registrierung der Nutzungsberechtigen
im Sinne des § 7 Abs. 4 der Schuldnerverzeichnisfüh-
rungsverordnung bereit. 

4. Das Vollstreckungsportal bietet die Möglichkeit einer län-
derübergreifenden Gebührenabrechnung und Vollstreckung
der Gebührenforderung. 

5. Das Vollstreckungsportal stellt die technischen Vorausset-
zungen bereit, um die Daten der Schuldnerverzeichnisse
und der Vermögensverzeichnisse aller Länder über eine
einheitliche Schnittstelle zu übernehmen und die Abdrucke
aus dem Schuldnerverzeichnis zu erstellen und zu versen-
den. 

§ 2 

Bestimmung des elektronischen Auskunftssystems 

(1) Die Länder bestimmen das Vollstreckungsportal als das
länderübergreifende zentrale elektronische Informations- und
Kommunikationssystem im Sinne der §§ 802 k Abs. 1 Satz 2,
882 h Abs. 1 Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung, über das
die Daten aus den Schuldnerverzeichnissen und Vermögens-
verzeichnissen der zentralen Vollstreckungsgerichte der Län-
der abrufbar sind. 

(2) Die Eintragungen im Schuldnerverzeichnis und im Ver-
mögensverzeichnis der zentralen Vollstreckungsgerichte der
Länder werden in einheitlicher elektronischer Form an den
Landesbetrieb Information und Technik des Landes Nord-
rhein-Westfalen als technischer Betreiber des Vollstreckungs-
portals der Länder übermittelt. 

§ 3

Protokollierung der Abrufe und 
Sperrung des Bezugs von Abdrucken

(1) Die Bereitstellung der Daten aus den Schuldnerverzeich-
nissen und Vermögensverzeichnissen der Länder zum Zwecke
der Einsichtnahme und zum Abdruckversand umfasst auch
die Pflicht zur Protokollierung der Abrufe gemäß § 6 Abs. 3
der Schuldnerverzeichnisführungsverordnung und § 7 Abs. 4
der Vermögensverzeichnisverordnung. 

(2) Die Länder sind befugt, zugelassene Teilnehmer zum
laufenden Bezug von Abdrucken, die die von diesen zu ent-
richtenden Gebühren nicht oder nicht vollständig zahlen,
oder bei Bekanntwerden von Missbrauchsfällen zu sperren. 
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§ 4 

Zentrale Erhebung und Vollstreckung von Gebühren

(1) Die Länder übertragen die Zuständigkeit für die Erhe-
bung von Gebühren für die Erteilung von Abdrucken aus dem
Schuldnerverzeichnis und für die Einsichtnahme in das Schuld-
nerverzeichnis auf das Land Nordrhein-Westfalen (§ 882 h
Abs. 1 Satz 3 der Zivilprozessordnung). 

(2) Die Länder übertragen die Zuständigkeit für die Voll-
streckung der nach Absatz 1 erhobenen Gebühren auf das
Land Nordrhein-Westfalen. Die Vollstreckung richtet sich
nach dem Recht des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(3) Zuständige Stelle im Sinne der Absätze 1) und 2) ist der
Direktor des Amtsgerichts Hagen. 

(4) Eine Gebührenfreiheit im Sinne von § 8 Abs. 3 der Jus-
tizverwaltungskostenordnung (JVKostO) beurteilt sich nach
dem Recht des Landes, aus dessen Schuldnerverzeichnis eine
Auskunft erteilt werden soll. 

§ 5

Einsatz von elektronischen Bezahlsystemen

(1) Zur Abgeltung der Gebühren nach § 4 Abs. 1 ist der Ein-
satz elektronischer Bezahlsysteme gestattet. 

(2) Die Länder erhalten zum Nachweis der nach § 4 Abs. 1
erhobenen Gebühren eine monatliche Übersicht. 

§ 6

Auskehrung der Einnahmen

(1) Die aufgrund der Übertragungen nach § 4 eingenomme-
nen Gebühren werden quartalsweise beginnend mit dem
1. April 2013 an die Länder überwiesen. 

(2) Einnahmen für Auskünfte aus dem Vollstreckungsportal,
welche dem Schuldnerverzeichnis eines Landes zugeordnet
werden können, fließen diesem Land in der landesrechtlich
bestimmten Höhe zu. Im Übrigen werden die Einnahmen nach
dem jeweils aktuellen Königsteiner Schlüssel verteilt. 

(3) Der Überweisungsbetrag entspricht in der Höhe der
Summe der Beträge, die — gegebenenfalls nach Abzug von
Gebühren eines elektronischen Bezahl- oder Vollstreckungs-
verfahrens — dem Land Nordrhein-Westfalen tatsächlich zu-
geflossen sind. 

§ 7

Kosten und Betrieb des Vollstreckungsportals

(1) Die Länder erstatten dem Land Nordrhein-Westfalen den
ihm durch diesen Vertrag entstehenden Aufwand. Die Vertei-
lung der Kosten richtet sich nach dem jeweils geltenden Kö-
nigsteiner Schlüssel zum Stichtag der Abrechnung. 

(2) Die Einzelheiten über den Betrieb des gemeinsamen Voll-
streckungsportals der Länder sowie die Höhe der Kosten wer-
den in einer Dienstleistungsvereinbarung gesondert geregelt. 

§ 8

Inkrafttreten und Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikati-
onsurkunden werden bei der Landesjustizverwaltung Nordrhein-
Westfalen hinterlegt. Die Landesjustizverwaltung Nordrhein-
Westfalen teilt den übrigen Vertragsparteien die Hinterlegung
der letzten Ratifikationsurkunde mit. Der Staatsvertrag tritt
mit dem Tage, der auf die Hinterlegung der letzten Ratifikations-
urkunde folgt, nicht jedoch vor dem 1. Januar 2013 in Kraft. 

(2) Dieser Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen. Eine Kündigung kann jeweils mit einer Frist von 6 Mona-
ten zum Schluss des Kalenderjahres erfolgen. Eine Kündigung
ist erstmals zum Ablauf des Jahres 2014 zulässig. 
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Für das Land Baden-Württemberg
Der Justizminister
Stuttgart, den 12. November 2012 Rainer S t i c k e l b e r g e r

Für den Freistaat Bayern
Die Staatsministerin der Justiz und für Verbraucherschutz
München, den 8. November 2012 Dr. Beate M e r k

Für das Land Berlin
Der Senator für Justiz und Verbraucherschutz
Berlin, den 5. Dezember 2012 Thomas H e i l m a n n

Für das Land Brandenburg
Der Minister der Justiz
Potsdam, den 21. November 2012 Dr. Volkmar S c h ö n e b u r g

Für die Freie Hansestadt Bremen
Der Senator für Justiz und Verfassung
Bremen, den 16. November 2012 i. V. Prof. S t a u c h

Für den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg
Die Senatorin der Behörde für Justiz und Gleichstellung
Düsseldorf, den 21. August 2012 S c h i e d e k

Für das Land Hessen
Der Minister für Justiz, Integration und Europa
Wiesbaden, den 7. August 2012 Jörg-Uwe H a h n

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Die Justizministerin
Schwerin, den 7. September 2012 Uta-Maria K u d e r

Für das Land Niedersachsen
Der Justizminister
Hannover, den 9. Oktober 2012 Bernd B u s e m a n n

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Der Justizminister
Düsseldorf, den 21. November 2012 Thomas K u t s c h a t y

Für das Land Rheinland-Pfalz
Der Minister der Justiz und für Verbraucherschutz
Mainz, den 16. Oktober 2012 Jochen H a r t l o f f

Für das Saarland
Die Ministerin der Justiz
Saarbrücken, den 14. November 2012 Anke R e h l i n g e r

Für den Freistaat Sachsen
Der Staatsminister der Justiz und für Europa
Dresden, den 12. November 2012 Dr. M a r t e n s

Für das Land Sachsen-Anhalt
Die Ministerin für Justiz und Gleichstellung
Magdeburg, den 25. Oktober 2012 Prof. Dr. Angela K o l b

Für das Land Schleswig-Holstein
Für den Ministerpräsidenten
Ministerin für Justiz, Kultur und Europa
Kiel, den 12. November 2012 Anke S p o o r e n d o n k

Für den Freistaat Thüringen
Der Justizminister
Erfurt, den 20. November 2012 Dr. Holger P o p p e n h ä g e r
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Niedersächsisches Gesetz
über Verordnungen der Gemeinden zum Schutz vor Lärm

(Niedersächsisches Lärmschutzgesetz — NLärmSchG)

Vom 10. Dezember 2012

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

§ 1

Zweck des Gesetzes

Dieses Gesetz dient dem Schutz und der Vorbeugung vor
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche, die durch
den Betrieb von Anlagen oder das Verhalten von Personen
hervorgerufen werden.

§ 2

Verordnungsermächtigungen

(1) Die Gemeinden werden ermächtigt, durch Verordnung
für ihr Gebiet oder Teile ihres Gebietes

1. zum Schutz von Wohnnutzung oder sonstiger lärmemp-
findlicher Nutzung oder zum Schutz der Sonn- und Feier-
tagsruhe oder der Mittags- und Nachtruhe über die Rege-
lungen der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung
vom 29. August 2002 (BGBl. I S. 3478), zuletzt geändert
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 8. November 2011
(BGBl. I S. 2178), hinausgehende Einschränkungen des Be-
triebs von Geräten und Maschinen zu regeln und

2. unter Beachtung der allgemeinen Vorschriften des Lärm-
schutzes zuzulassen, dass

a) Geräte und Maschinen entgegen § 7 Abs. 1 der Geräte-
und Maschinenlärmschutzverordnung betrieben wer-
den dürfen, wenn der Betrieb im öffentlichen Interesse
erforderlich ist, und

b) lärmarme Geräte und Maschinen im Sinne des § 2 Nr. 7
der Geräte und Maschinenlärmschutzverordnung ent-
gegen § 7 Abs. 1 der Geräte und Maschinenlärmschutz-
verordnung betrieben werden dürfen, wenn deren
Betrieb nicht erheblich stört oder unter Abwägung öf-
fentlicher und privater Belange Vorrang hat.

(2) 1Die Gemeinden werden ermächtigt, durch Verordnung
für ihr Gebiet oder Teile ihres Gebietes zu regeln, dass 

1. bestimmte Anlagen nicht oder nur beschränkt betrieben
werden dürfen,

2. bestimmte Tätigkeiten oder Handlungen nicht oder nur
beschränkt ausgeübt werden dürfen,

wenn das Gebiet oder der Teil des Gebietes eines besonderen
Schutzes vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräu-
sche bedarf, die Anlagen, Tätigkeiten oder Handlungen geeig-
net sind, schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche
hervorzurufen, die mit dem besonderen Schutzbedürfnis des
Gebietes oder des Teils des Gebietes nicht vereinbar sind, und
die Geräusche durch Auflagen nicht verhindert werden können.
2Als besonders schutzbedürftige Gebiete im Sinne des Satzes 1
gelten nur Kur-, Erholungs-, und Wallfahrtsorte im Sinne des
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über
Ladenöffnungs- und Verkaufszeiten vom 8. März 2007 (Nds.
GVBl. S. 111), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Oktober
2011 (Nds. GVBl. S. 348). 

§ 3

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
einer Verordnung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 2 Satz 1 zu-
widerhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf
diese Bußgeldvorschrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
10 000 Euro geahndet werden.

§ 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 2013 in Kraft.

Hannover, den 10. Dezember 2012

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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Niedersächsisches Gesetz
zur Ausführung des Therapieunterbringungsgesetzes

(AG ThUG)

Vom 10. Dezember 2012

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Anwendungsbereich, Ziele

(1) Dieses Gesetz regelt ergänzend zum Therapieunterbrin-
gungsgesetz vom 22. Oktober 2010 (BGBl. I S. 2300, 2305) den
Vollzug der Therapieunterbringung in der dafür bestimmten
Einrichtung des Landes Niedersachsen.

(2) 1Ziel der Therapieunterbringung ist es, die untergebrach-
te Person so weit wie möglich zu heilen oder deren Zustand so
weit zu bessern, dass sie mit hoher Wahrscheinlichkeit keine
Gefahr mehr für die Allgemeinheit darstellt. 2Behandlung und
Betreuung während der Unterbringung haben den anerkann-
ten medizinisch-therapeutischen und pädagogischen Anfor-
derungen zu entsprechen. 3Mitarbeit und Verantwortungsbe-
wusstsein der untergebrachten Person sollen geweckt und ge-
fördert werden. 

(3) 1Soweit die Zielsetzung des Absatzes 2 Satz 1 und die
Ordnung in der Einrichtung dies zulassen, soll die Unterbrin-
gung den allgemeinen Lebensverhältnissen angeglichen wer-
den und die untergebrachte Person auf eine selbständige
Lebensführung vorbereiten. 2Dazu gehören auch die Vorberei-
tung und Förderung ihrer familiären, sozialen und berufli-
chen Eingliederung.

§ 2

Einrichtung der Therapieunterbringung

(1) Die Unterbringung erfolgt in einer Einrichtung des Lan-
des zur Therapieunterbringung am Ort des Maßregelvollzugs-
zentrums Niedersachsen in Moringen. 

(2) 1Die Einrichtung ist so auszustatten, dass eine auf die
unterschiedlichen Lebenslagen und Bedürfnisse der Unterge-
brachten abgestimmte Behandlung ermöglicht und die Ein-
gliederung der Untergebrachten gefördert wird. 2Es sind die
Voraussetzungen für einen offenen und für einen geschlosse-
nen Vollzug zu schaffen.

(3) 1Die Unterbringung kann auch mit Zustimmung des
Fachministeriums in Einrichtungen eines anderen Landes
vollzogen werden, wenn die zuständige Behörde des anderen
Landes zustimmt. 2Die Entscheidung bedarf der vorherigen
Zustimmung des nach § 4 des Therapieunterbringungsgeset-
zes zuständigen Gerichts.

§ 3

Ausgestaltung des Vollzugs

(1) Für die Unterbringung gelten die Vorschriften der §§ 4, 5
Abs. 4, §§ 6, 9 bis 11, 13, 14, 17 bis 24 des Niedersächsischen
Maßregelvollzugsgesetzes entsprechend.

(2) Im Übrigen finden für den Vollzug folgende Vorschriften
des Niedersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes entsprechende
Anwendung:

1. § 7 mit Ausnahme der Regelungen über die Aussetzung
der Vollstreckung der Unterbringung zur Bewährung; 

2. § 12 mit der Maßgabe, dass als Grundsätze gemäß § 12
Abs. 2 die im Maßregelvollzugszentrum Moringen gelten-
den Grundsätze anzuwenden sind;

3. § 15 mit der Maßgabe, dass vor Entscheidungen nach § 15
Abs. 5 das nach § 4 des Therapieunterbringungsgesetzes
zuständige Gericht anzuhören ist.

(3) 1Der Vollzug der Therapieunterbringung steht unter
ärztlicher Leitung (Vollzugsleitung). 2Die Vollzugsleitung trägt
die Verantwortung für die ärztlichen und pflegerischen Auf-
gaben des Vollzuges.

§ 4

Behandlung

(1) 1Die untergebrachte Person hat Anspruch auf die nach
dem aktuellen Stand des Wissens notwendige medizinische,
therapeutische, pflegerische und pädagogische Behandlung
ihrer der Unterbringung zugrundeliegenden psychischen Stö-
rung. 2Ihre Bereitschaft zur Behandlung und zur Mitarbeit bei
der Behandlung ist zu fördern. 3Eine Behandlung, die die Per-
sönlichkeit der untergebrachten Person in ihrem Kernbereich
verändern würde, ist unzulässig.

(2) Die untergebrachte Person ist durch eine Ärztin oder ei-
nen Arzt über Notwendigkeit, Art, Dauer und Umfang der Be-
handlung in einer ihrer Auffassungsgabe und ihrem Gesund-
heitszustand angemessenen Weise aufzuklären. 

§ 5

Behandlung sonstiger Krankheiten, Gesundheitsvorsorge

(1) Untergebrachte haben in entsprechender Anwendung
der §§ 56 bis 63 des Niedersächsischen Justizvollzugsgesetzes
(NJVollzG) Anspruch auf Behandlung von anderen Krankhei-
ten als der der Unterbringung zugrundeliegenden Störung so-
wie auf Schutzimpfungen, medizinische Vorsorgeleistungen und
Gesundheitsuntersuchungen und auf Leistungen bei Schwan-
gerschaft und Mutterschaft entsprechend § 71 NJVollzG. 

(2) Untergebrachte sollen von der Einrichtung dazu ange-
halten werden, auf die eigene Gesundheit zu achten, auf die
Gesundheit anderer Personen Rücksicht zu nehmen und Hy-
gienevorschriften einzuhalten.

§ 6

Zwangsmaßnahmen zur Abwehr von Gefahren 
für Leben und Gesundheit

(1) Zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr für
das Leben oder die Gesundheit einer anderen Person ist eine
Behandlung der untergebrachten Person auch gegen ihren
Willen zulässig, wenn die Behandlung geeignet ist, die Gefahr
abzuwehren, die Gefahr nicht durch ein weniger belastendes
Mittel abgewehrt werden kann und der von der Maßnahme
erwartete Nutzen die mit der Maßnahme verbundenen Belas-
tungen deutlich überwiegt. 

(2) Besteht eine gegenwärtige erhebliche Gefahr nur für das
Leben oder die Gesundheit der untergebrachten Person, so ist
deren Behandlung nur zulässig, wenn die Voraussetzungen
des Absatzes 1 vorliegen und die untergebrachte Person die
Behandlung in einwilligungsfähigem Zustand nicht abgelehnt
hat. 

(3) 1Die Behandlung bedarf der Anordnung der Vollzugslei-
tung. 2Hat die untergebrachte Person eine Betreuerin oder einen
Betreuer oder hat sie eine Person bevollmächtigt, so ist die be-
stellte oder bevollmächtigte Person unverzüglich zu unter-
richten. 3Die Behandlung ist durch eine Ärztin oder einen
Arzt zu überwachen. 4Sie ist unter Angabe der maßgeblichen
Gründe für ihre Anordnung, des Zwangscharakters der Be-
handlung, der Art und Weise der Durchführung, der vorge-
nommenen Kontrollen und der Überwachung der therapeu-
tischen Wirksamkeit zu dokumentieren. 
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(4) Die Behandlung ist nach Erreichen des Behandlungs-
ziels, spätestens nach Ablauf von zwei Wochen zu beenden.

§ 7

Beschwerderecht in Vollzugsangelegenheiten

(1) Eine nach den §§ 1 und 14 des Therapieunterbringungs-
gesetzes untergebrachte Person kann gegen eine Maßnahme
zur Regelung einzelner Angelegenheiten im Vollzug der Un-
terbringung oder gegen die Ablehnung oder Unterlassung ei-
ner solchen Maßnahme einen Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung nach § 327 des Gesetzes über das Verfahren in Fa-
miliensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit stellen.

(2) Die untergebrachte Person erhält Gelegenheit, schriftlich
und mündlich Wünsche, Anregungen und Beschwerden in ei-
genen Angelegenheiten bei der Vollzugsleitung vorzubringen.

(3) Es ist zu gewährleisten, dass sich die untergebrachte Per-
son in eigenen Angelegenheiten auch an Bedienstete der Auf-
sichtsbehörde wenden kann, die die Anstalt besichtigen.

§ 8

Zuständige Behörde

(1) Der Antrag zur Einleitung eines gerichtlichen Verfah-
rens zur Therapieunterbringung gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 des
Therapieunterbringungsgesetzes wird auf Ersuchen der für

die Sicherungsverwahrung zuständigen Vollzugsbehörde vom
Maßregelvollzugszentrum Niedersachsen (§ 2 Abs. 1) gestellt.

(2) Zuständig für den Vollzug der Unterbringung gemäß
§ 11 Abs. 1 des Therapieunterbringungsgesetzes ist die in § 2
Abs. 1 genannte Einrichtung.

(3) Fachaufsichtsbehörde ist das für den Maßregelvollzug
zuständige Fachministerium.

§ 9

Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die folgenden Grundrechte ein-
geschränkt:

1. das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit (Artikel 2
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes),

2. das Grundrecht der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2
Satz 2 des Grundgesetzes),

3. das Grundrecht auf Unverletzlichkeit des Briefgeheimnis-
ses sowie des Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10
Abs. 1 des Grundgesetzes).

§ 10

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 10. Dezember 2012

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r



VAKAT



Lieferbar ab April 2012

Einbanddecke inklusive CD

Gleich bestellen: Telefax 0511 8550-2405

 Jahrgänge 
handlich 
auf einer CD!
Jahrgänge 200

b Nds. Ministerialblatt

b Nds. Gesetz- und
Verordnungsblatt

Die optimale Archivierung 
ergänzend zur Einbanddecke.

Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2011
inklusive CD nur € zzgl. Versandkosten

Einbanddecke Niedersächsisches Ministerialblatt 2011
inklusive CD nur € 21,– zzgl. Versandkosten

a

a

21,–

Fünf

7 bis 2011:


	Inhalt GVBl. Nr. 31 vom 13. Dezember 2012
	Gesetz zum Niedersächsischen Sportfördergesetz und zur Änderung des Niedersächsischen Glücksspielgesetzes
	Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Katastrophenschutzgesetzes und zur Änderung des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes*)
	Gesetz über das Epidemiologische Krebsregister Niedersachsen (GEKN)
	Gesetz zum Staatsvertrag über die Übertragung von Aufgaben nach §§ 802 k Abs. 1 Satz 2, 882 h Abs. 1 Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung und § 6 Abs. 1 Schuldnerverzeichnisführungsverordnung und § 7 Abs. 1 Satz 1 der Vermögensverzeichnisverordnung zur Errichtung und zum Betrieb eines gemeinsamen Vollstreckungsportals der Länder
	Niedersächsisches Gesetz über Verordnungen der Gemeinden zum Schutz vor Lärm (Niedersächsisches Lärmschutzgesetz — NLärmSchG)
	Niedersächsisches Gesetz zur Ausführung des Therapieunterbringungsgesetzes (AG ThUG)




